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Carl H. Lüders

Gedanken zur sowjetischen Entspannungspolitik

I. Die sowjetische Entspannungspolitik weist 
vier verschiedene Bereiche auf. Sie sind zwar 
alle miteinander verbunden, aber doch durch 
verschiedene Motivationen und Zielsetzungen 
gekennzeichnet:

1. Entspannungspolitik im Zusammenhang mit 
der Deutschen Frage, d. h. die Problematik, 
die mit der Teilung Deutschlands und Berlins 
und dem Verhältnis der beiden Staaten unter-
einander und zu Westberlin zusammenhängt.

2. Die europäische Entspannungspolitik, d. h. 
der sowjetische Versuch, die Konfrontation in 
Europa zu beenden, den Besitzstand in Ost-
und Südosteuropa zu legalisieren, das sowje-
tische Vorfeld abzusichern, andererseits aber 
auch das Bemühen, eine westeuropäische In-
tegration zu verhindern und den amerika-
nischen Einfluß in Europa zurückzudrängen.

3. Das Bemühen der Sowjetunion um Entspan-
nung gegenüber allen kapitalistischen Indu-
strie-Nationen, also nicht nur den europä-
ischen, sondern auch zu Japan und den Ver-
einigten Staaten — als Voraussetzung für en-
gere Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Wirtschaft, Technologie und Wissenschaft.

4. Die sowjetische Entspannungspolitik gegen-
über der anderen Supermacht USA, die bisher 
überall auf der Erde dem Vordringen des so-
wjetischen Einflusses Widerstand entgegen-
gesetzt hat und auf internationaler Ebene als 
der entscheidende Gegenspieler der Sowjet-
union betrachtet wird. Dieser Bereich der Ent-
spannungspolitik genießt m. E. für die Sowjets 
unbedingte Priorität.

Nach sowjetischer Vorstellung darf in diese 
weitgefächerte Entspannungspolitik die ideo-
logische Auseinandersetzung nicht miteinbe-
griffen werden. Es handelt sich gewissermaßen

leser Aufsatz ist die erweiterte Fassung eines im 
vortr 1974 im Haus Rissen, Hamburg, gehaltenen 

hier und dort um zwei voneinander völlig ge-
trennte Ebenen. Der Kampf zwischen Kapitalis-
mus und Sozialismus sowjetischer Vorstellung 
geht unversöhnlich weiter, über den Ausgang 
kann es nach dem Gesetz des Historischen 
Sozialismus keinen Zweifel geben. Nur eben: 
Diese ideologische Auseinandersetzung darf 
nicht auf der Ebene der zwischenstaatlichen Be-
ziehungen ausgetragen werden, auf der die 
Sowjetunion mit ihrer Entspannungspolitik 
ernsthaft bemüht ist, ihr Land vor jeder krie-
gerischen Verwicklung zu bewahren und für

das sowjetische Volk Sicherheit und Frieden
zu gewährleisten.

Nun zu den einzelnen Bereichen der Entspan-
nungspolitik:

Zu 1. 1:

Seit 20 Jahren ist die Sowjetunion in Verfolg 
ihrer außenpolitischen Ziele um Entspannung 
in Europa bemüht. Um die Konfrontation in 
Europa mit den einstigen Alliierten zu vermei-
den, vor allem aber um die Integration 
Deutschlands in die NATO und in eine west-
europäische Wirtschaftsunion zu verhindern, 
war die Sowjetunion einst bereit, Opfer zu 
bringen: Noch 1952 hat sie die Bildung eines 
entmilitarisierten und neutralisierten Gesamt-
deutschlands vorgeschlagen. 1954/1955 ver-
band sie diesen Vorschlag

a) mit dem Plan kollektiver Sicherheit in Eu-
ropa (statt Blockbildung in gegeneinander 
gerichteten militärischen Allianzen),

b) mit dem Streben nach wirtschaftlicher Zu-
sammenarbeit zwischen Staaten West- und 
Osteuropas.



Der Westen unter Führung der Vereinigten 
Staaten lehnte diese Vorschläge ab. Er sah in 
der Entspannungsbereitschaft der Sowjetunion 
nur ein taktisches Vorgehen, um im Schutz der 
Entspannung besser in Mitteleuropa infiltrie-
ren zu können. Die Errichtung kommunisti-
scher Regime in Ost- und Südosteuropa im 
Schutz der Roten Armee war nicht vergessen. 
Sie war für den Westen ein schwerer Schock 
gewesen, hatte den Zerfall der Kriegsallianz 
zur Folge und veranlaßte Truman bereits 1947 
zu seiner Politik der Eindämmung der Sowjet-
union (containment-policy). Sie sollte in den 
fünfziger Jahren für die westlichen Alliierten 
bestimmend sein.

Angesichts des Übergewichts ihrer nuklearen 
Rüstung war für die USA eine Konfrontation 
mit der Sowjetunion kein Grund zur Sorge, 
während für die Sowjetunion die umgekehrte 
Beurteilung nahelag.

Die sowjetischen Vorschläge zur Lösung der 
Deutschen Frage, die Neutralisierung eines 
wiedervereinigten Deutschlands, mißfielen den 
Vereinigten Staaten besonders. Sie waren für 
eine Wiedervereinigung Deutschlands nur 
unter der Voraussetzung, daß Gesamtdeutsch-
land die Freiheit behalten würde, sich zum 
Westen zu schlagen, — eine Forderung, die 
die Sowjetunion ablehnte, aus dortiger Inter-
essenlage verständlich.

Die Konfrontation von West und Ost in Europa 
hatte die Teilung Deutschlands sowie die Inte-
gration der beiden neuentstandenen deutschen 
Staaten in das westliche und östliche Block-
system zur Folge.

Nach 1955 folgte eine Zeit der Spannungen, 
für die Chruschtschow weitgehend verantwort-
lich zeichnet: Ungarn-Intervention 1956, das 
Berlin-Ultimatum 1958, der Mauerbau 1961, die 
Kuba-Krise 1962.

Die nun folgende zweite sowjetische Entspan-
nungs-Offensive war völlig anders angelegt 
als die erste der Jahre 1952—1955. Die Sowjet-
union versuchte in die geschlossene Front der 
Westmächte eine Bresche zu schlagen, wozu 
sich das Frankreich de Gaulle s als besonders 
geeignet erwies. De Gaulle betrieb eine na-
tionale Politik, die allein bestimmt war von 

der Grandeur de la France. In seinen Aug 
gefährdete die westeuropäische Integration ( 
Unabhängigkeit Frankreichs; ebenso lehnte 
die Führung der Vereinigten Staaten in ein 
integrierten NATO und in einer eventuell 
Atlantischen Gemeinschaft ab. Diese Polii 
Frankreichs war und ist der Sowjetunion I 
auf den heutigen Tag sehr gelegen.

Bei ihrem Bemühen um eine Auflockerung 
Bereich der NATO und der westeuropäisch 
Integration hat Moskau allerdings Mitte d
sechziger Jahre nicht bedacht, daß jede Ei
Spannungspolitik zwischen West und Ost au
im eigenen Bereich zu Auflockerungen füh 
Sie traten in der Tschechoslowakei in Erseht 
nung, in den Bemühungen Dubcek's, in seine
Lande einen allmählichen Wandel zu eine
demokratischen Sozialismus (in westliche
Sinne) herbeizuführen. Das Politbüro der S 
wjetunion unter Führung Breschnews hat si 
damals schweren Herzens entschlossen, die i 
Vordringen begriffene Entspannungspolitik z 
rückzustellen und durch militärische Interve 
tion in der Tschechoslowakei diesen ideolog
schen Gefahrenherd für die Herrschaft dt
kommunistischen Regime in Ost- und Südos 
europa und für die Absicherung des Sowjet 
sehen Vorfeldes in Europa zu beseitigen. (Ai
Rande: Im Zuge ihrer heutigen Entspannung!
Politik wird die Sowjetunion nicht noch einmi
diesen Fehler der mangelnden Absicherun 
des ost- und südosteuropäischen Vorfeldes ge
gen Auflockerungserscheinungen wiederhe 
len!).

Gleichzeitig mit dieser ideologisch unnatüi 
liehen, aber taktisch gerechtfertigten Forcie
rung freundschaftlicher Beziehungen zu Frank
reich verstanden die Sowjets es, in ihre 
Berlin-Politik die drei Westmächte imme 
mehr unter Druck zu setzen. Die Verbindun 
zwischen der Bundesrepublik und West-Berl 
war in Kriegs- und Nachkriegs- Vereinbarun 
gen völlig unzureichend geregelt. Uber di 
DDR ließ die Sowjetunion immer neue Schwie 
rigkeiten und Hindernisse für den Berlin-Ver 
kehr entstehen. Dies bereitete den West 
mächten und ganz besonders der Bundesrepu 
blik schwere Sorgen für die Zukunft. Schon in
April 1969 begannen die Westmächte zu son 



dieren, ob Moskau zu Verhandlungen in der 
Berlin-Frage bereit sei. Moskau war es. Die 
Verhandlungen begannen ein Jahr später, zu-
nächst allerdings ohne jeden Erfolg. Erst als 
Bonn dann — ermutigt von den Westmächten 
_ zunächst Gespräche, dann Verhandlungen 
mit den Sowjets über die Normalisierung der 
bilateralen Beziehungen und damit auch über 
Probleme des geteilten Deutschlands aufnahm 
und erfolgreich im August 1970 abschloß, war 
der entscheidende Durchbruch zum Beginn 
einer weitreichenden Entspannungspolitik er-
zielt.
Nüchterne Betrachtung zwingt zu der Feststel-
lung, daß die Bundesrepublik in ihrer Bedeu-
tung für die sowjetische Entspannungspolitik 
zurückgetreten ist, seit für die deutsche Frage, 

die so lange Jahre jede west-östliche Annähe-
rung blockiert hatte, ein modus vivendi ge-
funden worden ist.

Zu 1. 2:

Der zweite große Bereich der sowjetischen 
Entspannungspolitik betrifft Europa im gan-
zen und das Verhältnis der westeuropäischen 
Staaten zu den osteuropäischen, unter denen 
he Sowjetunion die führende Macht ist. Das 
tetreben der sowjetischen Seite, die harte 
Konfrontation zwischen NATO und War-
«hauet Pakt und den beteiligten Mitgliedstaa-
en in einen Zustand der Entspannung und der 
tiedlichen Koexistenz zu überführen, in dem 
leine konfliktträchtigen Gebietsansprüche 
aufrechterhalten werden, hängt (wenn auch 
icht ausschließlich) mit der Verschlechterung 
er sowjetisch-chinesischen Beziehungen und 
er Befürchtung zusammen, von Jahrzehnt zu 
Jahrzehnt einer ernsteren Bedrohung von sei-
6 Chinas ausgesetzt zu sein. Die Sowjetunion 
'daher an einer definitiven Befriedung je-
"enfalls ihrer europäischen Westgrenze ein-
Beßlich des Vorfeldes der sozialistischen 
Wen lebhaft interessiert.

ebei muß man innerhalb Europas

*1 eine den eigenen Bereich absichernde und 

0 eine über den eigenen Bereich hinaus-
gehende Zielsetzung der Sowjetunion unter-

scheiden. Beide Tendenzen spielen bei der 
Genfer Konferenz für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa eine große Rolle.

zu a) Einerseits ist die Sowjetunion bemüht, 
den Besitzstand der Gemeinschaft sozialisti-
scher Staaten, wie er sich nach diesem Kriege 
ergeben hat, zu legalisieren und ihre Herrschaft 
in diesem ost- und südosteuropäischen Vor-
feld ein für allemal gewissermaßen durch west-
liche Anerkennung de facto zu konsolidieren. 
Die allseitige Anerkennung bestimmter völ-
kerrechtlicher Prinzipien durch die Teilnehmer 
der Konferenz von Helsinki/Genf soll diesem 
Ziel dienen.

Dabei ist zu beachten, daß West und Ost zwar 
von den gleichen völkerrechtlichen Prinzipien 
(wie z. B. Souveränität und Gleichberechtigung 
der Staaten, Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten, Selbstbestimmung) reden, 
daß man aber im Osten etwas anderes darun-
ter versteht als im Westen. Tatsächlich gibt es 
heute zwei völlig verschiedene Völkerrechts-
ordnungen: Das traditionelle Völkerrecht ist 
statischer Art; alle Staaten sind ohne Rücksicht 
auf ihre Staatsform und Ideologie gleichbe-
rechtigt. Diese Völkerrechtsordnung beruht 
auf der Devise der beati possidentes: Wer im 
Laufe der Geschichte — und sei es durch ge-
waltsame Eroberung — etwas erworben hat, 
besitzt das Recht, es zu verteidigen. Demge-
genüber ist die kommunistische Völkerrechts-
auffassung dynamisch. Sie orientiert sich an 
den Gesetzen des Historischen Materialismus, 
wonach der Kapitalismus dem Sozialismus 
weichen wird und die imperialistischen Staaten 
entmachtet werden. Alles, was in dieser Rich-
tung geschieht, ist demnach völkerrechtlich 
korrekt (z. B. Befreiungs-Kriege in den Kolo-
nien, Interventionen zur Beseitigung soge-
nannter konterrevolutionärer Einflüsse inner-
halb der kommunistischen Staatenwelt); alles, 
was dieser Entwicklung zuwiderläuft, ist völ-
kerrechtswidrig (Festhalten der imperialisti-
schen Mächte an ihrem kolonialen Besitz, Un-
terstützung Südvietnams durch die USA, Un-
terstützung konterrevolutionärer Kräfte von 
außen).



Während im Westen nach unserem Völker-
recht die Souveränität eines Staates die ober-
ste Gewalt ist, über der es keine übergeord-
nete rechtliche Gewalt geben kann, steht im 
kommunistischen Bereich über dem Prinzip der 
staatlichen Souveränität das sogenannte Prin-
zip des Sozialistischen Internationalismus: Ein 
Staat, der sich durch entsprechende brüder-
liche Hilfs- und Freundschafts-Verträge zur 
Sozialistischen Gemeinschaft bekennt, erkennt 
damit an, daß die existentiellen Fragen der so-
zialistischen Staatengemeinschaft der Souve-
ränität der einzelnen Mitgliedsstaaten entzo-
gen sind und allein der Entscheidungsgewalt 
der sozialistischen Staatengemeinschaft un-
terliegen. Der weitaus mächtigste Partner die-
ser Gemeinschaft ist die Sowjetunion, die sich 
damit in lebenswichtigen Fragen über die Sou-
veränität der anderen sozialistischen Staaten 
hinwegsetzen kann. Seit der Intervention 1968 
in Prag spricht man im Westen daher von der 
Breshnjew-Doktrin, die man als Verletzung 
unseres Völkerrechts ansieht. Die Sowjetunion 
hat dagegen zu erkennen gegeben, daß nach 
ihrer Völkerrechtsauffassung eine militärische 
Intervention ä la Prag unter den entsprechen-
den Voraussetzungen im Rahmen des Prinzips 
des sozialistischen' Internationalismus als ge-
rechtfertigt zu betrachten ist und keine Ver-
letzung des Prinzips der Souveränität darstellt.

Zeitungsberichten zufolge hat es in Genf bei 
der Sicherheitskonferenz erhebliche Meinungs-
differenzen gegeben, ob die bestehenden Gren-
zen im Osten durch friedliche Vereinbarungen 
der Anlieger (z. B. zwischen Bundesrepublik 
Deutschland und DDR) abgeändert werden 
können. Wenn sich die Sowjetunion jetzt mit 
einer entsprechenden Bestimmung über peace-
ful change von Grenzen unter der Bedingung 
einverstanden erklärt, daß diese Bestimmung 
im Zusammenhang mit dem Prinzip der staat-
lichen Souveränität erwähnt wird, so bedeutet 
das nach kommunistischer Auffassung nichts 
anderes, als daß über friedliche Grenzänderun-
gen, die nicht nur für den einzelnen sozialisti-
schen Staat, sondern für die ganze sozialisti-
sche Staatengemeinschaft von lebenswichtiger 
Bedeutung sind, nach dem zuvor Gesagten 
nicht mehr allein der betroffene Staat, sondern

die gesamte sozialistische Staatengemei 
schäft — und damit eben auch die Sowjetuni 
— zu entscheiden hat. In dem theoretisch 
Fall einer nur von den beiden deutschen Sta
ten vereinbarten Wiedervereinigung könn 
die Sowjetunion im Einklang mit ihrer völke
rechtlichen Auffassung trotz Bestehens ein
Bestimmung über peaceful change einen Bru 
des Völkerrechts mit Recht zur Intervent
bei dem sozialistischen Partner konstruiere
Der Westen müßte nach seinem althergebrac 
ten Völkerrecht eine solche Handlungswei
dagegen als schweren Rechtsbruch bezeichne

Die Auffassung, es müsse möglich sein, d
Sowjetunion in Genf zum Auf geben der sog 
nannten Breshnjew-Doktrin zu veranlasse 
ist abwegig. Ebenso abwegig wäre natürli 
auch, dem‘Westen zuzumuten, dieses Prinz
des sozialistischen Internationalismus, weid»
die Vorherrschaft der Sowjetunion im ost-un 
südosteuropäischen Raum begründet, anzue 
kennen. Diese grundsätzlich verschiedene 
Auffassungen in West und Ost, die nur d
Aufrechterhaltung der bestehenden Machtlag
dienen, sollten indessen keinesfalls Moti
sein, die im übrigen Bereich mögliche Entspar 
nung auf zwischenstaatlicher Ebene aufzuge
ben. Es sollten jedoch Formulierungen i
einem Vertrage zwischen West und Ost geta
den werden, die eindeutig sichtbar werden las
sen, daß in diesen gewichtigen Machtfrage 
keine Übereinstimmung besteht. Die Praxi 
der bisherigen Ost-West-Verträge geht oft-
z. B. in dem von den Vier abgeschlossene 
Berlin-Vertrag — den umgekehrten Weg 
Ernste Meinungsverschiedenheiten werdend«
durch vermieden, daß man Formulierungen &
det, die die Vertragspartner zwar billigen, abe
völlig verschieden auslegen. Der Entspan 
nungseffekt ist im Zeitpunkt des Vertrags 
abschlusses erreicht, der Auslegungsstret 
bricht aber später in der Praxis aus, wobe 
man sich der (nicht immer gerechtfertigten 
Hoffnung hingibt, in der entspannten AW
sphäre sei bei gutem Willen der beiden Seite-
leichter eine Lösung zu finden.

zu b) Der ausgreifende Faktor der sowjet
sehen Entspannungspolitik in Europa beste 
in dem Versuch, die westeuropäische Integt



tion zu verhindern oder doch jedenfalls aufzu-
halten. Hier muß jedoch unterschieden werden 
zwischen der wirtschaftlichen, politischen und 
militärischen Seite der Integration.

aa) Auf wirtschaftlichem Gebiet nehmen die 
Sowjets inzwischen gegenüber der Europä-
ischen Gemeinschaft eine abwartende Haltung 
ein; sie haben die nicht unbegründete Hoff-
nung, daß es die westeuropäischen Staaten 
(an ihrer Spitze Frankreich) angesichts ihrer 
widersprechenden nationalen Interessen, ins-
besondere in Krisenzeiten, nicht zu einer wirk-
lieh integrierten Wirtschaftsunion kommen 
lassen werden.

bb) Die Sowjets wissen weiter, daß eine 
außenpolitische Integration wesentlich schwie-
riger ist als eine wirtschaftliche und erst nach 
dieser realisiert werden kann. Sie beobachten 
die heutigen Bemühungen zur Zusammen-
arbeit der Neun auf außenpolitischem Felde 
mit Interesse, ohne hierin einen ernsthaften 
Ansatz zur Integration zu sehen.

cc) Außerordentlich ernst nehmen die Sowjets 
dagegen alle etwaigen Bemühungen der west-
europäischen Staaten, sich auf dem Vertei-
digungsgebiet zu formieren. Entsprechende 
Forderungen des französischen Außenmini-
sters Jobert, die auf der Furcht vor einem 
Zusammengehen der beiden Supermächte ba-
sieren, haben in Moskau Unruhe ausgelöst. Die 
Sowjets werden mit allen geeigneten Mitteln 
zu verhindern suchen, daß die 1954 geschei-
terte Europäische Verteidigungsgemeinschaft 
eine Neuauflage erlebt.

dd) Sollte es jemals zu einer solchen Vertei-
digungsgemeinschaft unter Einschluß der ato-
maren Watten kommen, so würde dies den 
größten Konfliktstoff mit der UdSSR seit dem 
Zweiten Weltkrieg abgeben. Moskau wird es 
m. E. niemals zulassen, daß die Bundesrepu-
Mik in irgendeiner Weise an nuklearen Streit-
kräften beteiligt wird — und dieser Stand-
punkt ist keineswegs allein ein sowjetischer! 
- Der Kreml hat daher die Bereitschaft der 
Bundesregierung zur Unterzeichnung und Rati-
tizierung des Nichtverbreitungsabkommens 
'on Atomwaffen mit Beruhigung zur Kenntnis 
genommen, ist aber entschlossen, sich nicht 

mit dieser vertraglichen Sicherung abzufinden, 
wenn etwa die vorgezeichneten Entwicklungen 
im westeuropäischen Raum eintreten sollten.

Ein einstmals entscheidendes Motiv der So-
wjetunion für ihre Entspannungspolitik in 
Europa war das Bemühen, die Amerikaner mit 
ihren Truppen, ihrem politischen Einfluß und 
ihrer wirtschaftlichen Macht aus Europa zu 
verdrängen. Die Frage des Rückzugs einerseits 
der US-amerikanischen, andereseits der sowje-
tischen Truppen aus Europa steht in der Kon-
ferenz von Wien auf der Tagesordnung. Seit 
sich aber Breshnew und Nixon im vorigen 
Jahr n Washington getroffen haben, hat die 
sowjetische Zielsetzung eine gewisse Priori-
tätsverlagerung erfahren. Sie beruht darauf, 
daß seit damals, ausgelöst durch französische 
Unkenrufe, die Zuverlässigkeit des amerikani-
schen Partners von westeuropäischen Politi-
kern in Frage gestellt wird und der Gedanke 
einer eigenen, von Amerika unabhängigen 
Verteidigung Europas wieder an Boden ge-
wonnen hat. Für die Sowjets ist die Vorstel-
lung einer Neuauflage der Europäischen Ver-
teidigungs-Gemeinschaft unerträglich, da sich 
diese leicht als der nucleus einer werdenden 
integrierten Föderation in Westeuropa erwei-
sen könnte. Die so überaus erfolgreiche Zu-
sammenarbeit mit den Amerikanern im letzten 
Jahr hat die sowjetischen Führer vor die Frage 
gestellt, ob nicht die Anwesenheit der Ameri-
kaner in Europa und ihre Mitwirkung bei der 
Lösung der europäischen Fragen in Genf und 
(Wien geradezu im sowjetischen Interesse 
liegt. Jedenfalls hat das Drängen der Sowjet-
union, die Amerikaner hätten nichts mehr in 
Europa zu suchen, sichtlich nachgelassen. Lang-
fristig wird es aber wohl bei der sowjetischen 
Zielsetzung einer kollektiven Sicherheit in Eu-
ropa unter Beteiligung aller europäischen 
Staaten, darunter auch der Sowjetunion selbst, 
jedoch ohne die zweite (nicht-europäische) 
Supermacht USA verbleiben.

Zu I. 3:

Ein immer wichtigeres Motiv für die gesamte 
sowjetische Entspannungspolitik bildet das Be-
streben, mit allen westlichen Industrienatio-
nen (einschließlich USA und Japan) in engere 



wirtschaftliche, technologische und wissen-
schaftliche Zusammenarbeit einzutreten. Ein 
Land mit einer sozialistischen Wirtschaft, das 
den Anspruch erhebt, gerechter und für die 
breiten Massen effizienter zu wirtschaften als 
die westliche kapitalistische Marktwirtschaft, 
kann sich auf die Dauer den Abstand zum We-
sten auf verschiedenen Gebieten (wie z. B. der 
chemischen Industrie, der computer-gesteuer-
ten Betriebe, der Elektronik, der Rationalisie-
rung der Arbeit) nicht leisten. Die UdSSR hat, 
gemessen an ihren Ausgangspositionen und 
angesichts der ungeheuren Zerstörungen 
zweier Weltkriege im europäischen Teil des 
Landes, gewaltige Aufbauleistungen vollbracht 
und ist quantitativ zur zweiten Industriemacht 
der Welt geworden. Sie hat jedoch nicht Schritt 
halten können mit der stürmischen Entwick-
lung der westlichen Wirtschaft im qualitativen 
Bereich. Ausnahmen bilden nur gewisse Be-
reiche der Schwerindustrie, insbesondere auf 
dem Rüstungssektor, auf denen die Sowjet-
union mit dem Westen gleichgezogen ist. Auch 
in der Raumfahrttechnik bestand anfangs ein 
qualitativ gleicher Entwicklungsstand; inzwi-
schen haben die USA in diesem Bereich die 
Sowjetunion allerdings hinter sich gelassen.

Diese bestehenden Lücken können — soll der 
Abstand zum Westen nicht größer werden — 
nur in Zusammenarbeit mit den Industrie-
nationen geschlossen werden. Eine Basis 
wechselseitigen Vertrauens ist Voraussetzung 
für engere wirtschaftliche Handelsbeziehun-
gen. Dieses Vertrauen zwischen West und Ost 
kann aber nur geschaffen werden, wenn es 
gelingt, alle ernsten politischen Spannungen 
im zwischenstaatlichen Bereich zu beseitigen 
oder doch abzumildern. Dieses wirtschaftliche 
Motiv für die sowjetische Entspannungspolitik 
hat von Jahr zu Jahr an Gewicht zugenom-
men.

Dabei geht es der Sowjetunion auch um die be-
schleunigte Entwicklung des gewaltigen, noch 
schlummernden Potentials von Sibirien. Die 
eigenen Investitions-Reserven und -Möglich-
keiten sind zu gering, um diesen Prozeß in dem 
Tempo voranzutreiben, das den sowjetischen 
Führern — auch mit Rücksicht auf die wirt-
schaftliche Entwicklung Chinas und die Hilfe, 

die China hierbei von kapitalistischen Staaten 
erfahren könnte — erforderlich erscheint. Die 
sowjetische Aufforderung zur Zusammen-
arbeit in Sibirien richtet sich in erster Linie an 
die Vereinigten Staaten und Japan.

Man begegnet bisweilen in Selbstüberschät. 
zung unserer Möglichkeiten der Auffassung, 
die Sowjetunion sei zuvörderst an der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit mit der Bundes-
republik interessiert. Ich halte das für falsch. 
Alle Industrienationen der Erde sind von den 
Sowjets gleichermaßen zur wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit aufgerufen. Angesichts der 
Konkurrenz, die unter den industriellen Staa-
ten uer Erde besteht und die die Sowjetunion 
geschickt ausznutzen versteht, sollten wir ja 
nicht glauben, die sowjetische Seite sei auf 
uns und unsere Bedingungen beim Zustande-
kommen gewichtiger industrieller Lieferungs-
verträge angewiesen. (Der Kursker Vertrag 
war eine Ausnahme, weil es in ihm um ein 
neues Stahlgewinnungsverfahren ging, zu dem 
wir allein die Patente besitzen.) Die Sowjet-
union ist heute an den Vereinigten Staaten 
wirtschaftlich weit mehr interessiert als an 
uns. Soweit es um sibirische Entwicklungspro-
jekte geht, wird die Sowjetunion den Japanern 
den Vorzug geben, schon um deren Potential 
von China abzulenken. Und ansonsten stehen 
wir als primus inter pares in einer Front mit 
anderen Industrienationen Europas, erfüllt 
mit den gleichen Stabilitätssorgen, die durch 
die Erdölkrise nur zu deutlich in Erscheinung 
getreten sind. Die sowjetische Planungswirt-
schaft mit den notwendigen Ressourcen im ei-
genen Lande kann etwaigen Krisen der kapita-
listischen Wirtschaft gelassen entgegensehen.

Zu I. 4.:

Der für die Sowjetunion wichtigste Bereich 
ihrer Entspannungspolitik betrifft m. E. ihr 
Verhältnis zu den Vereinigten Staaten. Das 
historisch so hoch bedeutsame Treffen Nixons 
mit Mao Tse-tung und Tschou En-lai 1972 
hat Konsequenzen ausgelöst, die in andere 
Richtung gingen als von den Chinesen ge-
wünscht. Diese Begegnung hatte in Moskau Er-
schrecken ausgelöst, es könnten sich womög-
lich Amerikaner und Chinesen, die Macht 



des Kapitalismus und die kommunistische Ge-
genmacht der Sowjetunion, zu engerer wirt-
schaftlicher, politischer und militärischer Zu-
sammenarbeit zusammenfinden. Der Kreml 
sah sich veranlaßt, seiner Entspannungspolitik 
gegenüber den USA eine ganz neue Wendung 
zu geben. Die gegenseitigen Besudle von 
Nixon und Breshnew, die als Salt I bezeich-
nete Vereinbarung und das so überaus wich-
tige Abkommen zur Verhütung des Entstehens 
von Nuklearkriegen haben zu einer weitgehen-
den Annäherung der beiden Supermächte ge-
führt, die sich bereits wenige Monate später, 
während des 4. Nahost-Krienes, bewähren 
konnte. Man wird beobachten, ob sich auch 
in Genf und in Wien zwischen den beiden 
Supermächten gewisse Absprachen über die 
Verhandlungsführung ergeben könnten. Jeden-
falls ist die amerikanisch-sowjetische Entspan-
nung für die Sowjets das weitaus wichtigste 
Nahziel, hinter dem m. E. alles andere zurück-
tritt.

Die Vereinigten Staaten haben von diesem 
sowjetisch-amerikanischen Ausgleich im Na-
hen Osten dank des Verhandlungsgeschicks 
von Henry Kissinger zunächst mehr profitiert 
und an Einfluß gewonnen als die Sowjet-
union. Die Sowjets haben sich im Interesse 
eines Disengagements — an dem sie selbst 
auch interessiert sind, um die mit der anderen 
Weltmacht erreichte Entspannung nicht zu 
gefährden — mit einer passiven Rolle be-
gnügt. Das wird sich bei den jetzt zu lösenden 
wesentlich schwierigeren Problemen des Rück-
zugs der Israeli aus den besetzten Gebieten 
der Golanhöhen ändern. Trotzdem werden 
aber nach meiner Einschätzung beide Super-
mächte bestrebt sein, die zwischen ihnen er-
reichte Entspannung nicht zu gefährden.

Das Bemühen der Sowjetunion um die Ver-
einigten Staaten dürfte allein schon um der 
Existenz Chinas willen dauerhaften Charakter 
haben. Zwar erhoffen sich die Sowjets nach 
dem Tode Maos und Tschous einen gewissen 
Wandel in den parteilichen und zwischen-
staatlichen Beziehungen der beiden kommu-
nistischen Staaten. Die Sowjets sind aber Rea-
isten genug, um nicht zu verkennen, daß die 
sowjetisch-chinesischen Gegensätze tiefer 

gehen als in den heutigen ideologischen Mei-
nungsdifferenzen mit Mao zum Ausdruck 
kommt. Davon legt die langfristig angelegte 
Politik der kollektiven Sicherheit in Asien, 
die absichernde Europa-Politik im Westen, die 
sowjetische Containment-Politik gegenüber 
China, die immer größeren Truppen-Absiche-
rungen an den 7 000 km langen Grenzen, die 
sich von Afghanistan über das chinesische 
Tibet bis zur Mongolei und nach Wladiwostok 
hinziehen, und letztlich auch die Forcierung 
des wirtschaftlichen Aufbaus von Sibirien 
Zeugnis ab.

Alles das sind Vorkehrungen, die doch wohl 
auch von der Sorge diktiert sind, die kapi-
talistischen Mächte einschließlich der Ver-
einigten Staaten und Japan, mit denen ja nach 
eigener Lehre die ideologische Auseinander-
setzung in voller Härte weitergeht, könnten 
sich eines Tages des wirtschaftlichen und 
militärischen Aufbaus Chinas annehmen, um 
sich Entlastung gegenüber dem andrängenden 
Kommunismus in den eigenen Ländern und 
seinem Führungszentrum in Moskau zu ver-
schaffen. Eine solche für die Sowjetführer ver-
hängnisvolle Entwicklung könnte doch wohl 
in ihren Augen nur durch intensive Entspan-
nungspolitik gegenüber den Vereinigten Staa-
ten und weitgehende Annäherung und Abstim-
mung mit den für die Außenpolitik der USA 
verantwortlichen Persönlichkeiten verhindert 
oder aufgehalten werden. Diese Einschätzung 
des Dreiecksverhältnisses Moskau—Wa-
shington—Peking läßt es verständlich erschei-
nen, daß m. E. für die sowjetischen Führer 
dieser vierte Bereich ihrer Entspannungspoli-
tik die weitaus größte Bedeutung hat. Dar-
aus ergeben sich weitgehende Folgerungen, 
die zu analysieren nicht Aufgabe dieser Aus-
führungen ist.

II. Welche Erwartungen können wir Deutschen 
auf der Basis dieser sowjetischen Entspan-
nungspolitik für die beiden wichtigsten An-
liegen unserer Nation, und zwar 1. für die Tei-
lung Deutschlands, d. h. unser Verhältnis 
zum anderen deutschen Staat, sowie 2. für das 
Berlin-Problem, d. h. die Bindung zwischen 
West-Berlin und der Bundesrepublik, haben? 
Beide Fragen sollten trotz des emotionalen Ge-



halts, der allen nationalen Anliegen zueigen ist, 
so nüchtern und realistisch wie nur möglich 
und fern jedes wishful thinking gesehen wer-
den.

1. Mir hat einmal ein kluger französischer 
Diplomat gesagt: „Es gibt und wird wohl auch 
niemals einen Friedensvertrag der einstigen 
Kriegs-Alliierten geben. Aber es gibt zwi-
schen West und Ost eine stillschweigende 
friedensvertragliche Übereinstimmung: Die 
Teilung Deutschlands ist endgültig und darf 
im Interesse des Friedens in Europa nicht in 
Frage gestellt werden." — Das ist jedenfalls 
genau die sowjetische Position. Es ist Bestand-
teil ihrer Sicherheitspolitik im ost- und süd-
osteuropäischen Vorfeld.

Der zweite deutsche Staat, die DDR, stellt 
heute für die Sowjetunion den wichtigsten 
Partner der sozialistischen Staatengemein-
schaft dar. Im sowjetischen Schachspiel war 
die DDR noch Anfang der fünfziger Jahre ein 
Bauer, den man notfalls zu opfern bereit war: 
heute, 20 Jahre später, ist dieser Bauer ein 
Turm geworden, der zur Basis des sowjeti-
schen Sicherheitssystems gehört. Wie Bresh-
njew 1968 entschlossen war, die sowjetische 
Entspannungspolitik in Europa zurückzustel-
len, um zunächst den internen Gefahrenherd 
in der Tschechoslowakei zu beseitigen, ge-
nau so würde er m. E. heute und morgen allen 
Gefahren, die der DDR von innen (konterrevo-
lutionäre Entwicklungen) oder von außen 
(Tendenzen zur Aufhebung oder wesentlichen 
Abmilderung der Teilung Deutschlands) mit 
gleichen Mitteln entgegentreten, ohne Rück-
sicht auf die Folgen für die Entspannung in 
Europa.

Wer glaubt, die sowjetischen Führer ließen in 
Fragen der Teilung Deutschlands mit sich 
reden, ist ein Träumer. Der Moskauer Vertrag 
und die nachfolgenden Verträge der beiden 
deutschen Staaten gehen realistisch von der 
nach dem Hitler-Krieg eingetretenen Macht-
lage in Europa aus. In der Tat: Es ist nichts 
weggegeben worden, was nicht schon verloren 
war.

Aber es wird oft übersehen, daß sich die 
Sowjetunion bei ihrem Bemühen, die Teilung 

Deutschlands und die Existenz der DDR auch 
uns gegenüber völkerrechtlich zu perfektio-
nieren, keineswegs in allen Punkten hat 
durchsetzen können: Wir haben die DDR bis-
her nicht völkerrechtlich anerkannt, wir be-
trachten sie nicht als Ausland, wir gehen noch 
von der Existenz einer gemeinsamen Nation 
aus, wir haben noch ein Staatsangehörigkeits-
Gesetz, das ein gemeinsames Deutsches Volk 
voraussetzt, wir verfolgen weiterhin — wie 
es in dem „Brief zur deutschen Einheit" des 
Bundesaußenministers heißt — das politische 
Ziel, auf einen Zustand des Friedens in Europa 
hinzuwirken, in dem das deutsche Volk in 
freier Selbstbestimmung seine Einheit wieder-
findet; wir haben die Sowjetunion in gleicher 
Weise wie die anderen drei Mächte nicht aus 
ihrer Verantwortung entlassen, die Einheit 
Deutschlands wiederherzustellen; wir haben 
die neuen Grenzen in Europa nicht als solche 
völkerrechtlich anerkannt, sondern nur ihre 
Unantastbarkeit zugesichert. Und schließlich: 
Solange es keinen Friedensvertrag gibt, be-
trachten wir die getroffenen Regelungen nicht 
als definitiv, sondern als einen (vielleicht 
langfristigen) modus vivendi.

Alle diese Positionen'werden von den sowje-
tischen Führern als potentielle Gefahren für 
die definitive Teilung Deutschlands angesehen. 
Es ist ihr gutes Recht, die Verträge dort, wo 
sie nicht eindeutig sind, so auszulegen, wie es 
das sowjetische Interesse gebietet, wir tun 
schließlich das gleiche in umgekehrter Rich-
tung. Die Sowjets wissen auch, daß so manche 
papierenen Vorbehalte im Laufe der Zeit ge-
genstandslos werden; die normative Kraft des 
Faktischen setzt sich eben doch immer durch. 
Und im übrigen hat Breshnjew das Vertrauen, 
daß die Bundesregierung in realistischer Sicht 
an einer entspannten Praxis und einer fried-
lichen Zusammenarbeit mit der Sowjetunion 
interessiert ist und nicht rechtliche Streit-
fragen, die für die Praxis unserer gegenwärti-
gen bilateralen Beziehungen ohne Belang sind 
zum Schaden des bestehenden Entspannungs-
klimas hochspielen wird.

Soweit die Gegenwart. Aber die Zukunft, ein 
möglicher Regierungswechsel, mit dem in Pa 
lamentarischen Demokratien immer gerechnet 



werden muß, läßt für die Sowjets Unsicher-
heitsfaktoren bestehen. Alle Ansatzpunkte, die 
auf eine mögliche Änderung der gegenwärti-
gen Ostpolitik der Bundesregierung deuten 
könnten, werden voll Mißtrauen und Sorge 
verfolgt. Aber auch Tendenzen, der Weiter-
entwicklung der Ostpolitik Zügel anzulegen 
und gewissermaßen den jetzigen Zustand als 
äußerstes Zugeständnis einfrieren zu lassen, 
müssen natürlich in Moskau Besorgnis aus-
lösen. Das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts über den Grundvertrag hat daher herbe 
Reaktionen ausgelöst; die Feststellung des 
Gerichts, daß das Deutsche Reich rechtlich 
heute noch existiere, wenngleich es mangels 
Organisation z. Z. nicht handlungsfähig sei, 
mußte von Moskau als gefährlicher Angriff auf 
eine Grundposition der sowjetischen Europa-
politik, die Teilung Deutschlands, gewertet 
werden.

Aber auch die Entwicklung in der DDR wird 
von den Sowjets aufmerksam verfolgt. Nach-
dem deutsch-deutsche Grenzen im Verfolg der 
mit der DDR geschlossenen Verträge „durch-
lässiger" geworden sind, gilt es für die Führer 
der Sowjetunion und der DDR zu verhindern, 
daß sich nicht aus den Kontakten zwischen 
Deutschen diesseits und jenseits der binnen-
deutschen Grenze wachsende Tendenzen zur 
Bewahrung nationaler gesamtdeutscher Ge-
fühle und Ideen ergeben. Begegnungen amtie-
render Politiker beider deutscher Staaten sind 
auf sowjetischer Seite Grund zu mißtrauischer 
Sorge. Man darf annehmen, daß die Erhaltung 
gewisser Spannungen zwischen den beiden 
deutschen Staaten geradezu im sowjetischen 
Interesse liegt. Freilich dürfen diese Spannun-
gen kein Ausmaß annehmen, die das allge-
meine Entspannungsklima in Europa und die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der 
Sowjetunion und der Bundesrepublik beein-
trächtigen könnten.

Die Entspannungspolitik wird — und das war 
allen an ihr beteiligten deutschen Politikern 
von vornherein klar — in der Frage der Über-
windung der deutschen Teilung über das hin-
aus, was in den Verträgen erreicht ist, keine 
weiteren Fortschritte bringen können. Hier 
gehen unsere und die Interessen der Sowjet-

union völlig auseinander. Wir werden uns 
damit begnügen müssen, durch Normalisierung 
unserer Beziehungen zur DDR laufend von den 
in den Verträgen vorgesehene Möglichkeiten 
menschlicher Kontakte über die Grenzen hin-
weg Gebrauch zu machen. Das ist unglaublich 
viel, wenn man es mit dem Zustand der Jahre 
nach 1958 bis in die siebziger Jahre hinein ver-
gleicht.

2. Das Berlin-Problem liegt sehr viel kompli-
zierter. West-Berlin wurde vom ersten Tage 
an von der Sowjetunion und später auch von 
der DDR als Pfahl im eigenen Fleisch empfun-
den. Die Politik der Sowjetführer lief seit den 
Tagen der Luftbrücke über das Berlin-Ultima-
tum Chruschtschows von 1958 hinweg bis 1970 
darauf hinaus, Mittel und Wege zu finden, um 
West-Berlin in den eigenen Machtbereich zu 
überführen. Die mangelnde rechtliche Siche-
rung der Zufahrtswege zwischen der Bundes-
republik und West-Berlin ließen unsere west-
lichen Freunde und uns die künftige Entwick-
lung der Lage West-Berlins mit großer Sorge 
sehen. Daß die drei Westmächte der Sowjet-
union in der Frage der Verbindungswege im 
Berlin-Abkommen ein großes und für die 
Entspannung in Europa wesentliches Zuge-
ständnis abgerungen haben, kann gar nicht 
hoch genug bewertet werden. Die Sowjetunion 
hat dieses Zugeständnis gemacht, weil anders 
für sie der Durchbruch zur allgemeinen Ent-
spannung auch in den anderen Bereichen (s. o. 
I. 2.—4.) nicht zu erzielen war. Die Zeche hat 
damals die DDR bezahlen müssen; sie hat, so-
weit wir wissen, in der Person Ulbrichts harten 
Widerstand geleistet, sich dann aber nach dem 
Führungswechsel Ulbricht/Honecker der höhe-
ren Einsicht der sowjetischen Führung gebeugt.

Nichts wäre verfehlter, als daraus zu folgern, 
daß es also auch heute möglicht sein müßte, 
die Sowjetunion im Zuge der Entspannung zu 
veranlassen, sich über die DDR-Führung hin-
wegzusetzen und eine dauerhafte Lösung der 
West-Berlin-Frage mit uns herbeizuführen. 
Ich neige dazu — und das ist eine ganz per-
sönliche Beurteilung —, daß die Sowjetunion 
und die DDR langfristig an dem Ziel, West-Ber-
lin in den eigenen Machtbereich zu überführen, 
festhalten. Dieses Ziel ist für die Dauer der 



Gültigkeit und vollen Anwendung des Berlin-
Abkommens zurückgestellt. Das Abkommen 
selbst ist nicht befristet und nicht kündbar. 
Aber kein völkerrechtlicher Vertrag ist für die 
Ewigkeit abgeschlossen, und jeder Vertrag 
unterliegt der clausula rebus sic stantibus.

Der Vertrag wird leben, solange eine wirkliche 
Entspannung in Europa besteht — ein Grund 
mehr für uns, an dieser Entspannung aus höch-
stem eigenen Interesse weiter mitzuarbeiten.

Das Berlin-Abkommen birgt eine Fülle von 
Bestimmungen, die nicht eindeutig formuliert 
sind, sondern verschieden ausgelegt werden 
können. Man kann es geradezu als einen Tum-
melplatz für die Juristen beider Länder be-
zeichnen. Es war seinerzeit nicht möglich, an-
ders zu einer Lösung zu kommen. Für die drei 
Westmächte war der entscheidende Gesichts-
punkt, daß die Sicherung der Zufahrtswege 
zwischen der Bundesrepublik und West-Berlin 
eindeutig festgelegt war; alle anderen Bestim-
mungen hatten und haben für sie geringere 
Bedeutung. Ich teile diese Auffassung, daß 
— wenn man die Positiva und Negativa dieses 
Berlin-Vertrages auf eine Waage legen woll-
te — die Positiva, vor allem eben die Siche-
rung der Zufahrtswege, weitaus gewichtiger 
sind als die erheblichen Unklarheiten in an-
deren Teilen des Vertrages.

Die Sowjetunion ist heute — sicherlich in 
Übereinstimmung mit den Führern der DDR — 
entschlossen, alle nur möglichen Auslegungen 
des Berlin-Abkommens, die in Richtung auf 
eine Trennung West-Berlins von der Bundes-
republik zielen, zu aktivieren. Noch ist § 6 des 
Freundschaftsvertrages zwischen der Sowjet-
union und der DDR vom 12. Juni 1964 in Kraft, 
in dem sich beide Seiten verpflichten, West-
Berlin hinfort als selbständige politische Ein-, 
heit zu betrachten. Nach Ansicht der Sowjet-
union läßt das Berlin-Abkommen eine Ausle-
gung zu, die nicht in Widerspruch zu dem ge-
nannten § 6 steht.

Die wichtigste Folgerung ist, daß die sowje-
tische Regierung es ablehnt, mit der Bundes-
regierung über die Auslegung und Anwendung 
des Berlin-Abkommens Vereinbarungen zu 
treffen. Das können nur die Vier, die den 

Hauptvertrag abgeschlossen haben, und das 
kann nach sowjetischer Auffassung nur der 
Westberliner Senat, keinesfalls die Bundes-
regierung, der jedes Recht, für Berlin Verträge 
abzuschließen, bestritten wird. Um fortlau-
fende Reibungen in unwichtigen Detailfragen 
zu vermeiden, hat sich die sowjetische Regie-
rung oder die von ihr beauftragten Verbände 
zwar zu gewissen Vereinbarungen mit Ver-
bänden in der Bundesrepublik bereit gefunden, 
aber eben nicht mit amtlichen Bundesstellen. 
Soweit es um den öffentlich-rechtlichen, staat-
lichen Sektor von West-Berlin geht, ist man 
nicht bereit, gegenüber der Bundesregierung 
Verpflichtungen einzugehen. Wo dennoch in 
der Praxis des Alltags ein Entgegenkommen 
bewiesen wird, handelt es sich um einseitige 
Zugeständnisse, die jederzeit wieder zurück-
genommen werden können. Auch das zeigt, 
daß der Berlin-Vertrag nur so lange funktio-
nieren kann, wie die gegenwärtige Entspan-
nung in Europa andauert.

Die heutige Anwendung des Berlin-Abkom-
mens durch die sowjetische Regierung mag 
uns in vieler Beziehung nicht befriedigen. Den-
noch beruht sie — soweit ich das beurteilen 
kann — auf zwar einseitigen, aber doch ju-
ristisch möglichen Auslegungen nicht eindeu-
tig gefaßter Vertragsbestimmungen. Der Wille 
der Sowjetunion, West-Berlin im Rahmen der 
juristisch gegebenen und sonstigen Möglich-
keiten mehr und mehr zu einer wirklich selb-
ständigen Einheit zu machen, gehört m. E. zu 
den Grundpositionen der langfristigen sowje-
tischen Außenpolitik.

Auch das gehört zu den realistischen Einsich-
ten. Es wäre gut, wenn man insoweit nicht all-
zu viel spekuliert, ob hier die DDR oder die 
Sowjetunion die treibende Kraft ist: Nach mei-
ner Ansicht sind sich beide Seiten einig, und 
das war höchstwahrscheinlich der Preis, den 
sich seinerzeit die DDR hat zahlen lassen, als 
sie bei Abschluß des Berlin-Abkommens ge-
zwungen war, nachzugeben.

III. Noch ein letzter Punkt: In unserer Presse 
und darüber hinaus begegnet man des öfteren 
der Vorstellung, als ob im Kreml fortwährend 
eine harte Auseinandersetzung pro und contra 



Entspannungspolitik stattfände; dabei wird 
meist Breshnjew, Kossygin, Podgorny und 
Gromyko zu den Tauben, dagegen Suslow, 
Andropow und Gretschkow zu den Falken ge-
rechnet.

Ich kann diese Beurteilung nicht teilen. Wir 
sollen uns m. E. mit der Sicht befreunden, daß 
die heutige Politik der Sowjetunion, wie sie 
von Breshnjew als dem Führer der Kommu-
nistischen Partei in Übereinstimmung mit dem 
gesamten Politbüro vertreten wird, eine ge-
schlossene langfristige Politik ist, die mehrere 
Seiten hat, welche keineswegs in Gegensatz 
zueinander stehen. Mir ist das bei der Erwei-
terung des Politbüros im April 1973 um drei 
neue Vollmitglieder klargeworden: Gre-
tschko, der als Verteidigungsminister für die 
Äußere Sicherheit der Sowjetunion einzuste-
hen hat, Andropow, der als Chef des KGB für 
die innere Sicherheit der Sowjetunion verant-
wortlich ist, und Gromyko, der als Außenmini-
ster die eigentliche Entspannungspolitik nach 
den Weisungen des Politbüros in Szene ge-
setzt und ausgeführt hat. Gretschko, mit dem 
Breshnjew seit Kriegszeiten freundschaftlich 
verbunden ist, und Andropow, der sich im 
Gegensatz zu seinen Vorgängern stets an die 
Linie des Politbüros und seines Generalsekre-
tärs gehalten hat, sind gewiß nicht Gegner 
Breshnjews. Vielmehr hat Breshnjew in sei-
nem Leben bewiesen, daß er in Fragen der 
äußeren und inneren Sicherheit der Sowjet-
union, wo es nötig ist, hart durchzugreifen be-
reit ist. Das gilt sowohl für die Intervention 
von Prag wie für das Anziehen der Zügel ge-
genüber Künstlern und Schriftstellern.

Es wäre daher m. E. falsch anzunehmen, daß 
die nur Breshnjew und den Tauben zugespro-
chene Entspannungspolitik allem anderen 
übergeordnet wäre und daß also die Sicher-
heitspolitik der Sowjetunion sich der Entspan-
nungspolitik anzupassen habe. Was nach An-
sich des Politbüros im Interesse der Sicherheit 
der Sowjetunion zu geschehen hat, geschieht 
T und die heutige von Moskau nicht demen-
tierte Aufrüstung in gewissen Sachbereichen 
ist ein Beweis dafür. Sie ist sicherlich nicht 
Breshnjew von den „Falken im Politbüro" auf-
gezwungen worden, sondern findet mit seinem 

vollen Einverständnis, wenn nicht sogar auf 
seine Initiative statt.

Kommunisten, die von Lenin geschult sind, der 
Macht die höchste Priorität in ihrer Politik zu-
zuerkennen, wären die letzten, sich auf Frie-
den, Entspannung und Verträge, die beides ab-
sichern, zu verlassen. Und schließlich tun wir 
es ja auch nicht.

Ebenso gibt es für das Politbüro und für 
Breshnjew keine Entspannungspolitik, ohne 
daß nicht die Belange der inneren Sicherheit 
in all ihren Problemen, die durch die immer 
größeren Kontakte einer an sich geschlossenen 
Gesellschaft mit dem kapitalistischen Ausland 
entstehen, voll berücksichtigt werden. Auch 
dies ist ein weites Feld, das nicht beiläufig ab-
gehandelt werden kann.

Wenn überhaupt, könnte es im Politbüro nur 
eine Persönlichkeit geben, die vielleicht Vor-
behalte gegenüber der Entspannungspolitik 
anzumelden hat: Suslow, der Ideologe. Aber 
die seit 20 Jahren immer wieder beschworene 
Politik der friedlichen Koexistenz, hinter der 
auch Suslow uneingeschränkt steht und die er 
überzeugt gegenüber den Chinesen vertritt, 
sieht ja gerade vor, daß die ideologische Aus-
einandersetzung mit dem Kapitalismus völlig 
getrennt von der staatlichen Politik der So-
wjetunion, die auf Frieden, Koexistenz und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit auch mit den 
kapitalistischen Staaten gerichtet ist, fortge-
setzt wird. Und die heutige These lautet, daß 
gerade in einer Atmosphäre der erdumspan-
nenden zwischenstaatlichen Entspannung die 
kommunistische Ideologie besondere Chancen 
hat, in den kapitalistischen Staaten vorzu-
dringen und sich eines Tages innenpolitisch 
durchzusetzen. Das dürfte gemeinsame Ansicht 
von Breshnjew und Suslow sein.

Natürlich werden im Politbüro von den einzel-
nen Verantwortlichen die Belange ihrer Res-
sorts vertreten und zur Geltung gebracht. Aber 
anzunehmen, daß die in zwei Jahrzehnten un-
ter größten Bemühen gegenüber der westlichen 
Welt durchgesetzte Entspannungspolitik, deren 
wirtschaftliche Zielsetzungen überhaupt erst 
nach ein bis zwei Jahrzehnten zum Erfolge 
kommen können, im Politbüro umstritten ist 



und bei zeitweiligen Mißerfolgen selbst zu-
sammen mit dem sie verfechtenden, unter Er-
folgszwang stehenden Generalsekretär in Ge-
fahr gerät, halte ich für ganz und gar abwegig. 
Das ist aus der Sicht eines schwankenden west-
lichen Parlamentarismus gesehen. Die lang-
fristig angelegte Außenpolitik der Führungs-
macht der sozialistischen Staatengemeinschaft 
kennt keine derartigen Unsicherheiten.

IV. Diese Analyse der sowjetischen Entspan-
nungspolitik nimmt und will mit keinem Wort 
Stellung nehmen zu der Frage, welche Politik 
unsererseits gegenüber diesen Grundpositio-
nen der sowjetischen Entspannungspolitik -n-
gezeigt ist. Jedenfalls sollte man sich, wenn 
man an die Beantwortung dieser Frage her-
antritt und damit seinen politischen Standort 
zur heutigen Ostpolitik der Bundesregierung 
festlegt, vorher — und nicht etwa erst (wie 
man es oft erlebt) hinterher — mit diesen 
Grundpositionen auseinandersetzen. Wer an-
ders handelt, wer die Sowjets und ihre Politik 
nicht mit allem Realismus — der bei Kommu-
nisten immer angezeigt ist — sieht, könnte 
leicht von der Entspannungspolitik zu viel er-
warten und sich, enttäuscht von der Härte der 
sowjetischen Haltung, von unserer Ostpolitik 
abwenden.

Wer jedoch die Positionen der heutigen sowje-
tischen Außenpolitik in allen ihren eingangs 

behandelten Bereichen auf dem Hintergrund 
der weltpolitischen Konstellation unserer Zeit 
sieht und verstehen lernt, wird zu der Erkennt-
nis kommen müssen — und diese politische 
Bemerkung sei mir am Schluß gestattet —, daß 
es für uns überhaupt keine Alternative zu der 
Politik gibt, an der Seite unserer westlichen 
Alliierten weiterhin mit der Sowjetunion um 
Ausgleich und Verständigung, um beiderseiti-
gen Truppenabbau und Abrüstung und um 
wirtschaftliche, technologische und wissen-
schaftliche Zusammenarbeit bemüht zu sein, 
— eine Politik, die entschlossen und mit fester 
Verhandlungsführung in realistischer Sicht 
der sowjetischen Grundpositionen fortgesetzt 
werden sollte. Auf sicherheitspolitischem Ge-
biet sollten wir uns mit unseren westlichen 
Alliierten die Sowjetunion zum Vorbild neh-
men und — unabhängig von aller Entspan-
nungspolitik — die zu unserer wirksamen Ver-
teidigung erforderlichen Rüstungsmaßnahmen 
weiterhin treffen, bis eines Tages (lieber heute 
als morgen) die Entspannung schrittweise zu 
Verträgen über Truppenreduzierung und Ab-
rüstung in Europa führt. Auf unserer innen-
politischen Ebene aber — so gebietet es die 
friedliche Koexistenz nicht nur den Sowjets -
geht die ideologische Auseinandersetzung mit 
den Anhängern der kommunistischen Lehre 
zwecks Verteidigung unserer politischen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Ordnung 
und ihrer Werte weiter.



Klaus Hofmeier

Konjunkturpolitik im Zeichen der Energie Verteuerung

I. Ausgangsposition:

Rohöl ist knapp und teuer

Bis zum 16. Oktober 1973 schien die wirt-
schaftliche Welt noch in Ordnung. Man hatte 
zwar gewisse Probleme mit den Preisen, es 
gab von Zeit zu Zeit einige Währungskrisen, 
aber der Glaube an die Formel, daß mehr 
Fortschritt gleich mehr Lebensstandard und 
mehr Wachstum bedeute, war ungebrochen. 
Man vertraute darauf, daß eine jährliche Stei-
gerung des Sozialproduktes automatisch mehr 
und bessere soziale Sicherheit bedeute, daß 
mehr Produktionsquantitäten mehr Lebens-
qualität bringen. Einen Tag später, am 17. Ok-
tober, als arabische erdölproduzierende Län-
der ihr Erdölembargo verhängten, erkannte 
mm, daß diese naive Fortschrittsgläubigkeit 
im wahrsten Sinne des Wortes auf Sand ge-
baut war — auf den Sand der arabischen 
Wüsten, unter denen das für die Industrie-
staaten lebenswichtige Erdöl lagert: 42 Pro-
zent der Rohöleinfuhren der Bundesrepublik 
Deutschland kommen aus arabischen Län-
dern1).

Die Energiekrise kam dennoch nicht unerwar-
tet, sie war für jedermann voraussehbar, zu-
mindest in Form von Versorgungsstörungen. 
So konnte man z. B. in den „Grundzügen ei-
ner Energiepolitik in der Europäischen Ge-
meinschaft“ aus dem Jahre 1969 die folgende 
besorgte Stellungnahme lesen2): „Die bedeut-
same Funktion der Energie wäre für sich ge-

1) S. Energiebericht der Bundesregierung. Deutscher 
Bundestag, 7, Wahlperiode, Drucksache 7/1057, 

3. 10.1973.
2) Wilhelm Haferkamp, Grundzüge einer Energie-

Politik in der Europäischen Gemeinschaft, in: 
Europa-Archiv, Zeitschrift der Deutschen Gesell-
Sdtaft für Auswärtige Politik, 24. Jahr, 25. Februar 

69, 4. Folge, Sonderdruck.

nommen weder auffallend noch beunruhi-
gend, wenn nicht besondere Umstände hinzu-
träten: Zunächst die hochgradige und noch 
steigende Abhängigkeit der Gemeinschaft von 
Energieeinfuhren. ... Erdöl wurde 1967 zu 
etwa 92 v. H. aus den politisch nicht immer

stabilen Gebieten des Nahen Ostens und Afri-
kas eingeführt. Hier bestehen für die Mit-
gliedstaaten Risiken von Versorgungsunter-
brechungen und der ungünstigen Entwicklung 
von Versorgungsbedingungen."

Auch in der Bundesrepublik selbst war man 
sich, zumindest unter Energiefachleuten, über 
die Gefährdung der Energieversorgung im kla-
ren. So sagte zum Beispiel Dr. Heinz Reintges 



vom Gesamtverband des Deutschen Steinkoh-
lebergbaus auf dem 40. Baden-Badener Unter-
nehmergespräch im März 19703): „Die Kosten 
und infolgedessen auch die Preise aller Ener-
gieträger steigen stark an. Energie wird also 
teurer. Die Zeit des Überangebots billiger 
Energie ist vorbei. Statt der Probleme des 
Überangebots tritt die Frage in den Vorder-
grund, ob die benötigten Energien auf längere 
Sicht ausreichend und verläßlich zur Verfü-
gung stehen.“

Die Wirtschaftsvereinigung Bergbau hat die 
Öffentlichkeit ebenfalls auf drohende Ener-
gieverknappung aufmerksam gemacht. Ihr 
Präsident, Dr. Helmuth Burckhardt, schrieb 
1972 4): „Nach den jüngsten vorliegenden Be-
rechnungen betragen die nachgewiesenen. 
Welterdölvorräte rund 85 Milliarden Tonnen. 
Wird dieser Reserve der für das Jahr 2000 ge-
schätzte Anteil des Mineralöls am Weltener-
giebedarf in Höhe von 35 °/o zugrunde gelegt, 
könnte der Rohölbedarf der nächsten dreißig 
Jahre in Höhe von rund 130 Milliarden Ton-
nen nur zu etwas mehr als der Hälfte gedeckt 
werden. Diese Aussichten verdeutlichen die 
gewaltigen Anstrengungen, die die Erdölindu-
strie zur Deckung des Bedarfs auf sich neh-
men muß.“

Und weiter heißt es: „Eine Energielücke hätte 
für die moderne Wirtschaft, für die in ihr 
Beschäftigten und nicht zuletzt für die betrof-
fenen Staaten selbst unübersehbare Folgen. 
Daß vornehmlich Westeuropa auf Grund sei-
ner großen Energieimportabhängigkeit in be-
sonderer Gefahr ist und die Folgen einer 
weltweiten Energielücke am ehesten und här-
testen spüren würde, liegt auf der Hand."

Wer dies nicht ernst nahm, hätte sich viel-
leicht die Mühe machen sollen, die Untersu-
chungen des „Club of Rome" und ihres inzwi-
schen weltbekannten Interpreten, Dennis L. 
Meadows, zu studieren, der in dem Buch „Die 

Grenzen des Wachstums" die drohende E 
Schöpfung der Rohstoffvorräte mit mathemati-
scher Präzision aufzeichnete.

Die Reaktionen auf diese Analyse waren hef-
tig, zielten aber in erheblichem Umfange dar-
auf ab, dem Club of Rome Fehler nachzuwei-
sen. Die Diskussion geriet damit sogleich ins 
ideologische Fahrwasser; die Warnungen 
wurden in der Öffentlichkeit nicht mehr 
ernst genommen — um so tiefer war der 
Schock, als die Energiekrise aur brach, die 
ja nichts anderes ist als eine partielle Roh-
stoffkrise.

Auch die Bundesregierung wurde von der 
Entwicklung überrascht. In dem im September 
veröffentlichten Energiebericht hieß es 
noch5): „Die deutsche Energieversorgung ist 
insgesamt gut strukturiert. Der Verbraucher 
kann auf eine Vielzahl bedarfsgerechter Ener-
giearten zurückgreifen, die bisher zu verläßli-
chen Bedingungen und zu einem insgesamt 
befriedigendem Preisniveau zur Verfügung 
stehen."

3) Heinz Reintges, Energiewirtschaft und Energie-
politik, in: Glückauf, Zeitschrift für Technik und 
Wirtschaft des Bergbaus, Nr. 10, 1972.
4) H. Burckhardt, Die Versorgung der modernen
Wirtschaft mit mineralischen Rohstoffen, in: Berg-
und Hüttenmännische Monatszeitschrift, 117. Jahr-
gang, Juni 1972, Heft 6.

Dieser Energiebericht verweist zwar auf Unsi-
cherheiten und Risiken, ging aber ungeachtet 
dessen davon aus, daß

— der Verbrauch von Mineralöl von 196 Mil-
lionen Tonnen SKE (Steinkoh’eeinheiten 
im Jahre 1972 auf 330 Millionen Tonnet 
SKE gesteigert werden kann,

— der Verbrauch von Steinkohle im glei-
chen

6
 Zeitraum von 84 auf 50 Millionen 

Tonnen SKE zurückgehen wird ).

Es wäre kein Wunder, wenn dieser Energie-
bericht einmal als Dokument wirtschaftspoli-
tischer Kurzlebigkeit zitiert wird, denn wenn 
die Bundesregierung schon glaubte, aus den 
Warnungen heimischer Energiefachleute 
nicht die notwendigen Rückschlüsse ziehen 
zu müssen, so hätte sie doch den Stimmen 
aus arabischen Ländern Gehör schenken sol-
len. Schon seit Jahren gibt es Stellungnahmen 
aus dem arabischen Lager, die zur Vorsict 
hätten mahnen sollen. So hieß es auf der are

5) Energiebericht der Bundesregierung, a. a. 0. S
6) Ebenda, S. 4. 



bischen Gipfelkonferenz in Khartoum im Jah-
re 1967: „Die arabischen Länder müssen und 
werden alle vorhandene
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n politischen, militäri-
schen und wirtschaftlichen Artikel, insbeson-
dere das öl, einsetzen, um die besetzten Ge-
biete zu befreien." ) Stellungnahmen mit 
ähnlichem Inhalt wiederholten sich in den 
darauf folgenden Jahren.

Nun könnte man einwenden, ohne den Jom-
Kippur-Krieg hätte es keine Energiekrise ge-
geben; der Olboykott und damit die Energie-
krise wären also mit der Beilegung des Nah-
Ost-Konflikts beendet — so wie sich die Öl-
versorgung kurze Zeit nach Ausbruch des 7-
Tage-Krieges im Jahre 1967 auch wieder sta-
bilisiert hat.

Wer so argumentiert, übersieht zunächst, daß 
sich der Preis für das Erdöl innerhalb eines 
Jahres mehr als verdreifacht hat. Ferner gibt 
es keinen Zweifel daran: Auch ohne Nah-Ost-
Konflikt hätten die erdölproduzierenden Staa-
ten eine Politik der Ölverknappung und -Ver-
teuerung eingeleitet. So wies der Generalse-
kretär der OPEC (der Organisation erdölpro-
duzierender Länder), Dr. Abderrahman Khene, 
in einem Vortrag in Wien, gehalten Ende 
September 1973 (also vor Ausbruch des 
Nah-Ost-Krieges), darauf hin, daß bei Fort-
schreibung des gegenwärtigen Verbraucher-
trends die derzeit bekannten Erdölvorräte 
in dreißig Jahren verbraucht wären, um daran 
die Forderung zu knüpfen, „schon jetzt die 
erforderlichen und vielleicht entscheidenden 
Einsparungen an Erdöl vorzunehmen und die 
heute weitgehend erkannte Vergeudung ein-
zudämmen. Tatsächlich wäre jede Erhöhung 
des Pro-Kopf-Verbrauchs zu unterbinden oder 
dieser sogar zu senken, um auf diese Weise 
eine Verringerung der Verbraucherzuwachs-
rate herbeizuführen . . . Die Verbraucherlän-
der dürfen nicht mehr das Recht haben, so 
viel Brennstoff zu vergeuden, wenn alle im 
gleichen Boot sitzen. Außerdem müssen die 
Staaten, die dieses Erdöl liefern, ganz gleich 
°b es sich um Erdöl aus eigenem Aufkommen 
oder um fremdes O1 handelt, es unterlassen, 

7) Nadi Mitteilung der Arabischen Liga in Bonn. 

diesen Energieträger in so großen Men
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gen für 
nicht wesentliche Zwecke, die einem Ver-
geuden gleichkommen, bereitzustellen" ).

Diese Äußerung läßt an Deutlichkeit nichts 
zu wünschen übrig. Inzwischen gibt es eine 
Reihe weiterer Stellungnahmen führender Re-
präsentanten aus erdölproduzierenden Län-
dern, angefangen vom Schah von Persien bis 
hin zum Erdölminister von Saudi-Arabien mit 
dem gleichen Tenor.

Hoffnungen darauf, daß die ölpreise wieder 
in nennenswertem Umfange sinken, sind seit 
Ausbruch der Ölkrise immer wieder geäußert 
worden. Aber man sollte sich nicht täuschen. 
Die alten ölpreise vor Ausbruch des Nahost-
krieges wird es nie wieder geben, die Nei-
gung der erdölproduzierenden Länder, die 
Preise auch nur etwas zu senken oder wenig-
stens für eine Zeitlang einzufrieren, scheint 
nicht sehr groß. Im Gegenteil: Wie die Süd-
deutsche Zeitung am 13. 2. 1974 meldete, er-
klärte der Generalsekretär der OPEC, Dr. 
Khene, in Wien, der bisher (seit Ende Dezem-
ber) gültige Listenpreis von 11,65 Dollar je 
Barrel (von dem die Erzeugerländer 7 Dollar 
bekommen) sei kein marktgerechter Preis 
mehr, und es sei daher die Meinung der Mehr-
heit der OPEC-Mitglieder, daß dieser Preis er-
höht werden müsse. Die Ölkrise ist also noch 
lange nicht beendet oder gar überwunden. Um 
Carroll L. Wilson, Professor am Massachus-
sets Institute of Technology (MIT), Leiter des 
OECD-Ausschusses für Wissenschaft und For-
schung und Vorstandsmitglied des Club of 
Rome, in einem Forum der Wochenzeitschrift 
Die Zeit9) zu zitieren: „Die erste Frage ist: 
Handelt es sich bei der Ölkrise nur um eine 
Episode oder erleben wir das Ende eines Zeit-
alters? Mir scheint, das letzte ist der Fall. Die 
Ölknappheit ist der erste Mangel, den wir 
spüren, und es wird wohl nicht der letzte 
sein."

8) Aktuelle Olprobleme aus der Sicht der OPEC, 
Vortrag des Generalsekretärs der OPEC, Dr. Abder-
rahman Khene, gehalten am 28. 9. 1973 in Wien, 
in: Gesprächskreis Wirtschaft und Politik der Frie-
drich-Ebert-Stiftung.
9) Die Zeit, Nr. 7, 8. 2. 1974, S. 9 ff.



II. Folgen der Energieverknappung

1. Strukturkrisen

Erdöl wird also knapp bleiben und kaum billi-
ger, sondern vielleicht sogar noch teurer wer-
den als bisher.

Immerhin gab es nach Verkündung der Ver-
doppelung des Rohölpreises einen Tag vor 
Weihnachten 1973 die Stellungnahme eines 
arabischen Politikers, dieser Preis sei noch 
ein „Sonderpreis“. Welcher Wirtschaftszweig 
davon in erster Linie betroffen ist, weiß man 
inzwischen. Um den Generalsekretär der 
OPEC, Khene, erneut zu zitieren10 ): „Es ist 
ohne jeden Zweifel unsinnig, wenn zum Bei-
spiel Kraftstoff ohne entsprechenden nutz-
bringenden Effekt in einem großen PKW mit 
hohem km-Verbrauch verbrannt wird. Der Be-
reich des Individualverkehrs müßte ganz of-
fenbar als erster für diese Einsparungsmaß-
nahmen ins Auge gefaßt werden.“

10) Aktuelle Olprobleme, a. a. O.
11) Bundesministerium für Wirtschaft, Leistung in
Zahlen, 22. Auflage, August 1973.

Kein Zweifel: Kaum ein anderer Industrie-
zweig profitierte so von der lange Jahre billi-
gen — zu billigen, wie man heute weiß — 
Energiequelle Rohöl wie die Automobilindu-
strie. Ihre Produktion hat sich seit 1960 bis 
1972 in der Bundesrepublik, gemessen in 
Stückzahlen, nahezu verdoppelt, nämlich von 
1,8 Millionen PKW und Kombifahrzeuge auf 
3,5 Millionen Einheiten. Die Umsätze im Stra-
ßenfahrzeugbau haben sich in der gleichen 
Zeit sogar nahezu verdreifacht, nämlich von 
17,3 Milliarden DM auf 48,8 Milliarden DM.

Man schätzt, daß heute jeder siebente Ar-
beitsplatz direkt oder indirekt von der Auto-
mobilindustrie abhängt. Entsprechend stieg 
der Benzinverbrauch. Er hat sich mehr als 
verdreifacht: 1960 verkauften die Mineralöl-
gesellschaften 5,5 Millionen Tonnen Motoren-
benzin, 1972 18,1 Millionen Tonnen 11 ).

Die Zuwachsraten der Automobilindustrie er-
füllten die Nation mit Stolz — dies auch des-
halb, weil die hohen Exportraten (die Export-
quote stieg von 47,8 Prozent im Jahre 1960 

auf 57,3 Prozent im Jahre 1972) der Welt wie-
der einmal deutsche Tüchtigkeit und deut-
schen Erfindungsreichtum zu künden schie-
nen.

In der Tat wurde viel Erfindungsreichtum in 
die Aufgabe gesteckt, die Wohlstandssymbole 
technisch zu perfektionieren, sie schneller 
und rasanter im Anzug zu machen. Benzinspa-
rende Modelle waren offenkundig nur noch 
von Minderheiten gefragt, dies um so mehr, 
als die Benzinpreise in den sechziger Jahren 
eher 

12

fallenden Trend hatten. Dies und die 
Symbolfunktion des Automobils für Wohl-
stand und Freiheit begünstigte die Entwick-
lung der Automobilindustrie zu einer Wachs-
tumsindustrie par exellence. Und noch ein 
weiterer Industriezweig wurde durch den Er-
dölboom zum Stolz der Nation: die Chemie. 
Ihre Umsätze haben sich von 1960 bis 1972 
verzweieinhalbfadit, von 22,3 Milliarden DM 
auf 55,7 Milliarden DM ).  Ihre Produktion ist 
etwa zur Hälfte vom Erdöl abhängig. Erdöl ist 
der Grundstoff für zahlreiche nützliche — 
aber auch unnütze — Kunststoffe, für Dünge-
mittel, Arzneien und Verpackungen.

Beide Branchen müßten sich jetzt wohl auf 
bescheidenere Wachstumsziele als bisher, 
wenn nicht sogar auf eine Schrumpfung ihrer 
Produktionskapazitäten einstellen. Drittes 
Strukturmerkmal des Erdölbooms ist der Stra-
ßenbau. Um den Bundesbürgern die Freude 
am Automobil zu erhalten, wurden Milliarden 
in den Ausbau des Straßennetzes gesteckt 
Allein das Streckennetz der Bundesautobah-
nen- hat sich in der Zeit zwischen 1960 und 
1973 mehr als verdoppelt (2.539 km im Jahre 
1960, 5.259 im Jahre 1973) 13). Das war einer-
seits zuwenig; denn selbst ein forcierter Stra-
ßenbau konnte die üblichen Stauungen auf 
den Straßen und Autobahnen am Wochenen-
de und zur Ferienzeit nicht verhindern, bei 
denen Millionen Liter Benzin sinnlos vergeu-
det wurden; und es wird andererseits viel-
leicht eines Tages zuviel sein, wenn sich her

12) Leistung in Zahlen, a. a. O.
13) Leistung in Zahlen, a. a. O.



ausstellen sollte, daß der Individualverkehr 
zu teuer wird.
Als viertes Strukturmerkmal wäre der Woh-
nungsbau zu nennen. Da Heizöl billig und in 
unbegrenzter Menge verfügbar war, brauch-
ten die Architekten ihrer

14

seits wenig Energie 
für die Aufgabe zu verschwenden, sich um die 
Wärmeisolierung zu kümmern. Seit 1960 wur-
den rund 7,4 Millionen Wohnungen )  neuge-
baut. Man darf davon ausgehen, daß die Iso-
lierung anders ausgefallen wäre, wenn die 
Energiekrise 10 oder 15 Jahre früher ausge-
brochen wäre.

Ein fünftes Strukturmerkmal ist ein Ergebnis 
der geschilderten Entwicklungen insgesamt, 
nämlich die Ausbreitung der Städte und Zer-
siedelung der Landschaft. Immer breitere Be-
völkerungskreise, denen Stadtwohnungen zu 
eng und zu teuer wurden, siedelten in Woh-
nungen im vorurbanen Bereich über, wo die 
Mieten und die Preise für Grundstücke er-
schwinglich waren, erschwinglicher jeden-
falls als in zentralen Stadtregionen. Die Ko-
sten dafür, d. h. für die verkehrsmäßige Er-
schließung trug der Steuerzahler, wobei diese 
verkehrsmäßige Erschließung zu einem erheb-
lichen Teil auf den Individualverkehr abge-
stellt war. Mit anderen Worten: Das bisher 
gültige Bodenrecht, das geltende Planungs-
recht (im Bundesbaugesetz von 1961) sowie 
die bisherige Raumordnungspolitik haben ei-
ner Infrastruktur Vorschub geleistet, die auf 
hohen Energieverbrauch, um nicht zu sagen 
Energieverschwendung programmiert war.

Die geschilderten Strukturverwerfungen blie-
ben verdeckt, solange einer der wichtigsten 
Rohstoffe unserer Industriegesellschaft, das 
Rohöl, relativ billig und ausreichend zur Ver-
fügung stand. Sie werden auch in dem Maße 
unterschätzt, in dem man bereit ist, jeden 
Preis für den Rohstoff Rohöl zu zahlen, um 
die gewünschten Mengen zu erhalten (s. auch 
dazu Abschnitt III, 6).

Die Frage stellt sich, warum es im Rahmen ei-
ner marktwirtschaftlich ausgerichteten Wirt-
schaftsordnung nicht gelungen ist, die ge-
nannten volkswirtschaftlichen Strukturschä-
—
"} Leistung in Zahlen, a. a. O. 

den zu verhindern. Die Antwort auf diese 
Frage ist relativ einfach: Die jeweiligen Bun-
desregierungen leisteten sich den Luxus, eine 
Politik des Laissez-faire an der falschen Stelle 
zu dulden oder sogar zu fördern. Beeindruckt 
von den glänzenden Erfolgen dieses Wirt-
schaftssystems und im naiven Vertrauen dar-
auf, daß sich die ökonomischen Probleme über-
wiegend von selbst lösen, wenn man die 
Wirtschaft dem Selbstlauf überläßt, duldete 
man es, daß die Mineralölgesellschaften die 
Energiemärkte Stück für Stück erobern konn-
ten. Dazu der frühere Finanzminister Schmidt5): 
„Ein Gutteil Verantwortung (Anm. d. Verf.: 
für die Ölkrise) trägt auch die internationale 
Olwirtschaft, die sich seit rund zwanzig Jah-
ren auf dem deutschen Markt weitgehend frei 
in Szene setzen und dort etwas praktizieren 
konnte, was man in der kritischen Rückschau 
durchaus auch als Verdrängungswettbewerb 
gegen die heimische Steinkohle bezeichnen 
konnte."

Daß es sich in der Tat um einen Verdrän-
gungswettbewerb handelte, geht aus dem be-
reits erwähnten Vortrag des OPEC-Generalse-
kretärs Dr. Khene hervor, in dem er auf den 
Anlaß für die Gründung seiner Organisation 
erinnerte: die zweimalige Senkung der „post-
ed prices", der Verrechnungspreise für Erdöl 
(sie sind Grundlage für die Berechnung der 
Olpreise, die an die Erdölförderländer zu zah-
len sind), in den Jahren 1959 und 1960.

Die im September 1973 geforderten „posted 
prices" lagen nach

16
 Khene noch unter dem 

Preisniveau von 1958 ).  Offenbar sollte also 
der Rohölpreis künstlich niedrig gehalten wer-
den.

Nun wird dem entgegengehalten, daß ohne 
billiges Rohöl die westlichen Volkswirtschaf-
ten kaum die Wachstums-Rekorde und die 
enorme Steigerung der Realeinkommen und 
des Lebensstandards erreicht hätten. Das ist 
ohne Zweifel richtig; aber jetzt zeigt sich, daß 
die wirtschaftliche Blüte der früheren Jahre 
zu einem erheblichen Teil eine Scheinblüte 
war, daß die Rechnung für zu billiges Rohöl

15) S. Vorwärts, Nr. 52, 27. 12. 1973.
16) Aktuelle Olprobleme ..., a. a. O. 



jetzt teuer bezahlt werden muß. Es bleibt also 
dabei: Was als marktwirtschaftlicher Erfolg 
gefeiert wurde, nämlich der Vormarsch des 
Rohöls zum wichtigsten Energieträger der 
Bundesrepublik (und anderer Länder), war in 
Wirklichkeit ein marktwirtschaftlicher Sün-
denfall: Verdrängungswettbewerb gilt eigent-
lich auch unter den kompromißlosesten An-
hängern der Marktwirtschaft als unschick-
lich.

Den Hinweis darauf, daß es sich um einen 
Verdrängungswettbewerb handelte, liefern 
die Mineralölkonzeme selbst. In zahlreichen 
Anzeigen und Zeitungsbeilagen, in denen sich 
diese Gesellschaften als selbstlose Akteure 
im Dienste der Gesellschaft darstellten, wurde 
zunächst immer wieder auf die Verluste hin-
gewiesen, die im Jahr 1972 erwirtschaftet 
wurden. Nun, wer die Preisentwicklung für 
Benzin und Heizöl im vergangenen Jahr und 
zu Beginn dieses Jahres verfolgte, konnte 
sich nicht ganz des Eindrucks erwehren, daß 
der Einfluß der Mineralölgesellschaften auf 
die Preise für Mineralölprodukte bislang un-
terschätzt wurde — und die Verluste im Jah-
re 1972 vielleicht doch anders einzuschätzen 
sind als ein unabwendbares Naturereignis 
(genausowenig wie dies bei der von der Shell 
AG in den ersten neun Monaten des Jahres 
1973 erzielten Verzinsung des Nettovermögens 
von 13,8 Prozent der Fall war 17 ).

18) Sondergutachten des Sachverständigenrates Zu 
den gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen der Öl-
krise", Deutscher Bundestag, 7. Wahlperiode, Druck-
sache 7/1456, 19. 12. 1973.

19)  HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung Ham-
burg, Konjunktur von morgen, Nr. 401, 20. 12.1973,
16. Jahrgang.

Eine Politik des Laissez-faire leistete sich die 
Bundesrepublik auch auf dem Gebiet des Bo-
denrechts. Die Folgen für den Energiever-
brauch wurden oben geschildert. Die Einsicht, 
daß hier eine Fehlentwicklung korrigiert wer-
den muß, besteht schon seit Jahren. Alle Par-
teien haben Programme zur Abschöpfung von 
Spekulationsgewinnen und für eine Preisge-
staltung entwickelt, die der im Grundgesetz 
vorgeschriebenen Sozialbindung des Eigen-
tums näher kommt als bisher. Nur: Noch kei-
nes der Programme ist beschlossen; die Ur-
sachen für ein ungünstig strukturiertes Woh-
nungswesen sind noch nicht beseitigt.

17) S. PS, Shell-Zeitung für Autofahrer, Dezember 
1973, Zeitungsbeilage.

2. Konjunkturelle Probleme

Die Beurteilung der konjunkturellen Perspek-
tiven im Zeichen der Energieverteuerung 
und -Verknappung hat Konjunkturforscher 
und Sachverständige in Verlegenheit ge-
bracht. Die Schwierigkeit besteht darin, daß 
man zwar die Auslastung der Produktionska-
pazitäten und mögliche Wachstumsspielräu-
me aufgrund der erwarteten Erdöllieferungen, 
nicht aber das Konsumentenverhalten und die 
Investitionsneigung der Unternehmen voraus-
berechnen kann.

Wenn also der Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung in seinem Sondergutachten18 ) ein 
reales Wachstum der Volkswirtschaft im Jah-
re 1974 von 1 Prozent für möglich hält (und 
zwar sogar unter der inzwischen überholten 
Annahme, daß die Lieferungen der arabischen 
erdölfördernden Länder um 30 Prozent niedri-
ger als im September 1973 liegen würden), 
dann besagt dies: Die Sachverständigen rech-
nen damit, daß

— die gesamtwirtschaftliche Produktion real 
(d. h. von Preissteigerungen bereinigt) um 
1 Prozent wachsen kann (trotz Energiever-
knappung),

— die gesamtwirtschaftliche Nachfrage auch 
entsprechend zunimmt.

Inzwischen sind die Wachstumsspielräume 
(theoretisch) sogar noch gestiegen, da die 
arabischen Länder ihren Lieferboykott rück-
gängig machten. Das Bundeswirtschaftsmini-
sterium hat denn auch den Wachstumsspiel-
raum auf bis zu 2 Prozent veranschlagt. Der 
prognostische Wert solcher Zahlen ist freilich 
rein hypothetisch; denn sie besagen — um das 
Hamburger HWWA-Institut für Wirtschafts-
forschung zu zitieren 19)  —, „daß das Produk-
tionspotential unserer Volkswirtschaft 1974 
von dem .limitierenden Faktor Energieversor-*



gung‘ bestimmt wird ... Ob es gelingt, Niveau 
und Struktur der Nachfrage so zu steuern, 
daß diese Produktionsmöglichkeiten voll aus-
genutzt werden, ist eine andere Frage. Denn 
Nachfrageschwächen und Produktionsbehin-
derungen werden nicht unbedingt deckungs-
gleich sein. Es ist z. B. anzunehmen, daß mehr 
Kraftfahrzeuge produziert werden könnten, 
als im kommenden Jahr nachgefragt wer-
den.'
Genau das ist der Punkt. Wenn Produktions-
kapazitäten und Nachfrage nicht deckungs-
gleich sind, dann ist dies ein Symptom für die 
genannten Strukturprobleme. Die im Herbst 
1973 einsetzende konjunkturelle Talfahrt hät-
te leicht noch zusätzlich beschleunigt werden 
können. Der vielzitierte Nachfrageschock in 
der Automobilindustrie hatte sich deutlich in 
den Auftragseingängen niedergeschlagen. Die 
Auftragseingänge erreichten gegen Jahresen-
de noch etwa die Hälfte des Vorjahresstan-
des.
Auch die Bauindustrie spürte die verhängnis-
volle Koppelung von konjunkturellen und 
strukturellen Problemen. Im Dezember-Bericht 
des Hauptverbandes der Deutschen Bauindu-
strie hieß es20): „Im dritten Quartal 1973 
wurden im Bauhauptgewerbe bereits 7,3 Pro-
zent weniger Arbeitsstunden geleistet als im 
dritten Quartal 1972. Der Rückgang hat sich 
von Monat zu Monat verschärft. Wenn der 
Energiemangel spürbar werden sollte, muß 
mit noch größeren Rückgängen gerechnet 
werden, besonders dann, wenn ein strenger 
Winter bei knapper Auftragsdecke zu Pro-
duktionsbehinderung führt."

Zur Lage der Chemieindustrie stellte der Prä-
sident des Verbandes der chemischen Indu-
strie, Hans Joachim Langmann, fest21 ): „In-
folge der schwierigen Rohstoffsituation sehen 
sich manche Bereiche gegenwärtig nicht in 
der Lage, ihre Abnehmer ausreichend zu be-
iefern ... Unabhängig von der gegenwärtigen 
Ölkrise zeichnet sich eine weltweite Kon-
junkturabflachung ab, die für eine so export-

20) Hauptverband der Deutschen Bauindustrie, Bau-
«njunkturspiegel, hrsg. am 19. 12. 1973.

21)Unternehmerbrief des Instituts der Deutschen 
"irtschaft, Jg. 24 — Nr. 1, 3. 1. 1974. 

intensive Branche wie die Chemie (40 Pro-
zent Ausfuhr) nicht ohne Auswirkungen blei-
ben kann, so daß mit einer deutlichen Abfla-
chung des Exportwachstums gerechnet wer-
den muß. 1974 wird auch wegen der sehr un-
einheitlichen Binnenkonjunktur mit starken 
Differenzierungen in den einzelnen Chemie-
sparten gerechnet werden müssen."

Insgesamt waren also bereits zu Jahresbeginn 
die Auswirkungen der Olkrise auf Produktion 
und Nachfrage spürbar. Die Lockerung des 
Ölembargos durch die arabischen erdölprodu-
zierenden Länder hat inzwischen jedoch einen 
Stimmungsumschwung bewirkt, der z. T. gera-
dezu euphorische Ausmaße annahm. Anstelle 
der zu Jahresende beliebten Blut-, Schweiß-
und Tränen-Appelle schien sich nunmehr die 
Erwartung auszubreiten, daß im Grunde alle 
Aufregung unnötig war und eine Rückkehr zu 
„normalem" Wachstum wie gehabt möglich 
sei, möglich mit Hilfe der bekannten Instru-
mente der Konjunktursteuerung.

3. Währungs- und handelspolitische Probleme

Wie wenig solche Euphorie in die wirt-
schaftspolitische Landschaft paßt, zeigt ein 
Blick auf die währungspolitische Situation. 
Zum erstenmal seit dem Frühjahr 1973, als 
sich die Industrieländer unter dem Druck der 
Währungskrisen auf ein System im Prinzip 
flexibler, d. h. frei schwankender Wechselkur-
se geeinigt hatten, spitzte sich die Situation 
an den Devisenbörsen erneut dramatisch zu. 
Diesmal erlebte der vielgeschmähte Dollar ei-
nen Höhenrausch, während die DM und 
andere Währungen in die Knie gingen: Der 
Dollarkurs kletterte im Januar bis auf 2,88 DM, 
womit die westdeutsche Währung ge-
genüber dem Sommer um 23 Prozent abge-
wertet war.

Am 19. Januar schied Frankreich aus dem 
europäischen Währungsverbund aus (beteiligt 
hatten sich neben Frankreich die Bene-
luxländer, Dänemark, Schweden, Norwe-
gen und die Bundesrepublik) und gab den 
Franc-Kurs frei. Für den Kursanstieg des Dol-
lar gab es gleich eine ganze Reihe von Grün-
den: Zunächst einmal hat sich die Handelsbi-



lanz der USA 1973 erheblich verbessert; nach 
ersten Meldungen schnellten die US-Exporte 
um rund 44 Prozent in die Höhe; der Handels-
bilanzüberschuß summierte sich 1973 auf 1,7 
Milliarden Dollar gegenüber einem Defizit 
von 6,4 Milliarden Dollar im Vorjahr22 ). Im 
Sog dieses Exportbooms festigte sich auch 
der Dollarkurs.

22) Süddeutsche Zeitung, 30. 1. 1974, S. 19.
23) VWD (Vereinigte Wirtschaftsdienste) Wirt-
schaftsspiegel, Nr. 11/74, Frankfurt am Main, Mon-
tag, den 14. 1. 1974.

Zweitens sind die USA von allen großen In-
dustrieländern am wenigsten von Erdöleinfuh-
ren aus arabischen Ländern abhängig. Im Jahre 
1971 wurden rund 90 Millionen Tonnen Erdöl 
eingeführt, das waren knapp 1,7 Prozent der 
Eigenförderung.

Drittens — und, das dürfte der Hauptgrund für 
den raschen Kursanstieg des Dollars sein — 
muß sich mit der Erhöhung der Rohölpreise 
automatisch auch die Nachfrage nach Dollars 
erhöhen, da die Bezahlung in der US-Wäh-
rung erfolgt. Mit anderen Worten: Bei einer 
Verdoppelung des Rohölpreises verdoppelt 
sich auch die Nachfrage nach Dollars. Um 
welche Größenordnung es sich dabei handelt, 
geht aus Zahlen hervor, die der ehemalige 
Bundesfinanzminister Alex Möller nach Ge-
sprächen mit dem US-Finanzminister Shultz 
vor der Presse in Bonn bekannt gab.

Nach seinen Angaben rechnet man damit, daß 
man für die erdölexportierenden Länder für 
1974 einen Devisenüberschuß von 65,8 Mil-
liarden Dollar erwartet gegenüber einem ge-
schätzten Überschuß von 12,5 Milliarden Dol-
lar vor den letzten Preiserhöhungen. Bei den 
erdölimportierenden Ländern reißen die Erhö-
hungen ein Loch in die Zahlungsbilanzen von 
insgesamt 69 Milliarden Dollar gegenüber ge-
schätzten Belastungen von rund 20 Milliarden 
Dollar vor der letzten Preisanhebung 23 ).

Allein die Zahlungsbilanz der Bundesrepublik 
wird durch die Preiserhöhungen mit rund 13 
Milliarden DM belastet. Damit ist ein weiterer 
Grund für die Verbesserung des Dollarkurses 
und die Verschlechterung der Kurse der übri-
gen Währungen und auch der DM angespro-

chen: Die Verschlechterung der Handels- und 
Zahlungsbilanzen der von Erdöleinfuhren 
stark abhängigen Industrieländer, die sich bei 
flexiblen Wechselkursen zwangsläufig in Kurs-
verschlechterungen der betroffenen Währun-
gen niederschlagen.

Die verteuerten Rohöleinfuhren werfen ferner 
die Frage auf, wie die von Erdöleinfuhren ab-
hängigen Länder diese Einfuhren bezahlen 
(können). Theoretisch bestehen hier folgende 
Möglichkeiten: Entweder wird die Einfuhr 
von Rohöl gedrosselt (zu diesem Punkt s. IV. 
1.) und/oder andere Importe werden einge-
schränkt beziehungsweise die Exporte gestei-
gert. Dies könnte geschehen, indem ein Land 
den Wechselkurs der eigenen Währung absin-
ken läßt, also eine Abwertung hinnimmt oder 
sogar forciert; dies ist möglich, weil die 
Wechselkurse an den Devisenbörsen floaten, 
also frei schwanken können — ausgenommen 
die sechs (inzwischen nur noch fünf) block-
floatenden EG-Länder, die untereinander die 
Wechselkurse innerhalb einer „Brandbreite' 
von 2,25 Prozent über und unter den Mittel-
kurs festzurrten.

Die Preise für Exportgüter würden damit sin-
ken, der Export würde also angeheizt. Da 
aber gleichzeitig die Einfuhrpreise durch eine 
Abwertung steigen und damit auch die Prei-
se für Rohöl, sind einer Politik des Wäh-
rungsdumpings Grenzen gesetzt, zumal der 
Wettbewerbsvorsprung durch niedrigere Ex-
portpreise auch in dem Maße dahinschwindet, 
in dem das Beispiel des Währungsdumpings 
Schule macht. Dennoch gibt es zumindest ein 
Land, das auf diese Karte setzt: Frankreich. 
Die Entscheidung, aus dem europäischen 
Währungsverbünd auszuscheiden und den 
Franc-Kurs freizugeben, also zu „floaten", be-
sagt nicht anderes, als daß Frankreich über 
einen niedrigeren Franc-Kurs die Exportsitua-
tion verbessern will: Die oben geschilderten 
negativen Folgen machen es schwer, eine 
Verbesserung der Handelsbilanzsituation für 
Frankreich vorauszusagen, dies auch deshalb, 
weil erhöhte Importpreise den Preisanstieg im 
Inland beschleunigen und von dieser Seite 
her den Wettbewerbsvorsprung über eine Ab-
wertung wieder gefährden.



Führen Abwertungen und erst recht das Wäh-
rungsdumping also noch tiefer in die Sack-
gasse, so erscheinen doch gewisse Kurseinbu-
ßen der Währungen wichtiger Industrieländer 
— darunter (mit Einschränkungen) auch der 
DM wie erwähnt — unvermeidlich, eben 
weil sich die Handels- und die Zahlungsbi-
lanzsituationen wegen der Rohölverteuerung 
verschlechtern.

Es sei daran erinnert, daß bereits im Februar 
die Einfuhrpreise um über 33 Prozent höher 
lagen als im Vorjahresmonat.

Nicht zu unterschätzen, wenn auch schwer 
abzuschätzen, sind ferner die Auswirkungen 
der veränderten Handels- und Zahlungsbilan-
zen auf die internationalen Handelsströme. 
Befürchtungen, daß die Wachstumschancen 
für den Welthandel nur noch begrenzt oder 
sogar negativ zu beurteilen sind, kann man 
nicht ohne weiteres in den Wind schlagen. 
Denn ohne Zweifel müssen die von Erdölein-
fuhren abhängigen Industrieländer die Frage 
prüfen, ob sie es sich noch leisten können, 
vom Erdöl abhängige Produkte zu exportie-
ren. Auf der anderen Seite werden diese ne-
gativen Erwartungen gedämpft durch die 
Aussicht auf eine wachsende Nachfrage aus 
den erdölexportierenden Ländern nach Indu-
strieerzeugnissen und insbesondere nach In-
vestitionsgütern. Auch wird ein Teil der er-
höhten Erdölpreise durch höhere Exportpreise 
wieder verdient.

Dennoch: Diese Unsicherheiten in der Beur-
teilung der Entwicklung der Kursrealitionen 
und des Welthandels sind der Boden, auf dem 
Spekulationen gedeihen. Und weil hier Spe-
kulationen üppig ins Kraut schießen, kann es 
auch an den Devisenbörsen immer wieder zu 
empfindlichen Kursausschlägen und -Schwan-
kungen kommen, die wiederum störend auf 
die Abwicklung des internationalen Waren-
austausches einwirken. Nicht zuletzt muß 
man die Nervosität, die an den Devisenbörsen 
besonders zu Jahresbeginn zu beobachten war 
und von der sich auch sonst gestandene Noten-
bankgouverneure nicht ganz frei machen konn-
ten, vor dem Hintergrund der Tatsache sehen, 
daß die Dollarmilliarden der erdölexportieren-
den Länder währungspolitisches Dynamit sind.

Dieses Thema beschäftigte den Zwanzigerclub 
bei seinen Währungsberatungen in Rom denn 
auch mehr als die eigentliche Aufgabe, näm-
lich die Reform des Weltwährungssystems.

Die Befürchtung, daß die ölexportierenden 
Länder aus ihren Milliardeneinnahmen bisher 
noch unbekannte währungspolitische Erdbe-
ben auslösen könnten, hat nicht gerade zur 
Normalisierung der Kursentwicklung an den 
Devisenbörsen beigetragen.

4. Verschärfung der Not der Dritten Welt

Nun, einen diskussionswürdigen Vorschlag, 
was mit diesen Dollarmilliarden geschehen 
könnte, machte Schah Reza Pahlevi von Per-
sien in der Mailänder Zeitung „Corriere della 
Sera". Der Schah setzte sich in einem Inter-
view mit dieser Zeitung für die Gründung ei-
ner Entwicklungsbank ein, die unter anderem 
die Überschüsse aus den 'Olverkäufen der 
erdölproduzierenden Staaten an Länder der 
Dritten Welt weiterleiten soll, um dort zur 
wirtschaftlichen Entwicklung beizutragen. 
Dieser Vorschlag wurde inzwischen auch 
vom saudi-arabischen Erdölminister Jamani 
gemacht, und man kann nur hoffen, daß er 
bald verwirklicht wird.

Denn Hilfe haben die Länder der Dritten Welt 
jetzt noch mehr als bisher nötig: Sie sind die 
Hauptleidtragenden der Olverknappung und 
-Verteuerung. Der Generalsekretär der OECD, 
van Lennep, schätzt, daß die Entwicklungs-
länder 1974 durch die Olpreiserhöhungen mit 
10 Milliarden Dollar belastet werden. Ihre oh-
nehin angespannte Zahlungsbilanzsituation 
wird sich durch die Verdoppelung des Ölprei-
ses, die für alle Länder ohne Ausnahme gilt, 
weiter zuspitzen. Wer in diesem Zusammen-
hang auf die LDC's (Least Developed Count-
ries, die am wenigsten entwickelten Länder) 
verweist, die von der angespannten Energiesi-
tuation kaum betroffen sind, weil sie keine 
oder nur geringe Mengen O1 einführen, macht 
es sich etwas leicht. Denn diese Länder wol-
len und sollen sich ja wirtschaftlich weiter-
entwickeln, und dazu brauchen sie Energie. 
Die Rohölverteuerung wirkt also auch hier 
als Entwicklungsbremse.



Unglücklicherweise müssen die Entwick-
lungsländer über die Olverteuerung hinaus 
auch die Folgeerscheinungen mittragen.

Folge eins: Die Preise für Industrieprodukte 
steigen als Folge der Energieverteuerung, sie 
steigen damit auch für die Importe aus den 
Industrieländern.

Mögliche Folge zwei: Da sich auch in den In-
dustrieländern die Zahlungsbilanzsituation 
verschlechtert, könnten sie gezwungen sein, 
ihre Entwicklungshilfeleistungen zu kürzen 
und/oder die Kreditkonditionen zu ver-
schlechtern.

Mögliche Folge drei: Falls sich die Konjunk-
tur als Folge der Energieverteuerung in den 
Industrieländern verschlechtert, was — sie-
he oben — zumindest nicht ausgeschlossen 
ist, sinkt auch die Nachfrage nach Rohstoffen 
aus den Entwicklungsländern, sinken entspre-
chend die Preise dafür.

Mögliche Folge vier: Wenn sich die Konjunk-
tur in den Industrieländern verschlechtert, 
wird dies nicht ohne Nebenwirkungen auf 
den Tourismus bleiben, der für viele Entwick-
lungsländer zu einer wertvollen Devisenquel-
le geworden ist.

Im ungünstigsten Falle haben die Entwick-
lungsländer also in mehrfacher Hinsicht 
Schlimmes zu vergegenwärtigen: Verteuerung 
der Rohöl- und Fertigwarenimporte, Ver-
schlechterung der Exportsituation, dadurch 
sowie durch rückläufige Entwicklungshilfe 
und Kreditgewährung und rückläufige Ein-
nahmen aus dem Touristikgeschäft Ver-
schlechterung der Zahlungsbilanz. Die 

Wachstums- und Entwicklungsmöglichkeiten 
sind insgesamt gesehen ernsthaft bedroht 
wobei sich freilich von Land zu Land unter-
schiedliche Auswirkungen ergeben.

Es sind aber auch positive Entwicklungsten-
denzen, welche die negativen kompensieren 
können, denkbar. So könnte man sich bei-
spielsweise vorstellen, daß die Entwicklungs-
länder aus dem überaus erfolgreichen OPEC. 
Beispiel ihre Schlußfolgerungen ziehen und 
für bestimmte Rohstoffe einen Pool bilden, 
der Mengen und Preise fixiert. Hoffnungen 
oder Befürchtungen — je nachdem, mit wel-
chen Augen man derlei Aktivitäten betrachtet 
— sollten sich allerdings in Grenzen halten. 
Es gibt zur Zeit keinen Rohstoff in den Ent-
wicklungsländern, dessen „Gewicht" auch nur 
annähernd der Bedeutung des Rohöls gleich-
käme. über Kohle verfügen die Industrielän-
der zu erheblichen Teilen selbst, Zinn, Kup-
fer, Phosphate, Sisal, Hanf oder Jute sind 
zwar alles andere als unbedeutende Rohstof-
fe, doch wäre ein Jute- oder Erdnußboykott 
kaum Anlaß zu dramatischen Aktionen und 
Reaktionen — dies nicht zuletzt deshalb, weil 
die meisten Rohstoffe eher und leichter sub-
stituierbar sind als etwa das Rohöl.

Auf der anderen Seite eröffnete gerade die 
Suche nach Substitutionsmöglichkeiten für 
Rohöl und Rohölprodukte den Entwicklungs-
ländern neue Perspektiven. Denkbar wäre zum 
Beispiel, daß anstelle synthetischer Fasern 
wieder Fasern aus Baumwolle, Jute oder Hanf 
gefragt sind, daß etwa Holz wieder stärker 
an die Stelle von Kunststoflen tritt, Kautschuk 
als Rohstoff wieder größere Bedeutung ge-
winnt.

III. Lösungsversuche in der Diskussion

1. Nationale und/oder internationale Initia-
tiven

Es wäre ein unverzeihliches Versäumnis, 
würde man die Belange der Entwicklungslän-
der bei den Bemühungen um eine Bewälti-
gung wirtschaftspolitischer Probleme ver-
nachlässigen. An Initiativen zur Überwindung 

der Probleme fehlt es nicht. Die politische 
Szenerie ist seit Ausbruch der Ölkrise durch 
Aktivitäten gekennzeichnet, denen man mit-
unter gewisse Hektik nicht absprechen konn-
te. Da gab es wichtige Konferenzen (z. B. die 
EG-Gipfelkonferenz in Kopenhagen im De 
zember 1973), da berieten die Notenbankgou 



verneure in Basel über die Währungssitua-
tion, das gleiche Thema beschäftigte, die Fi-
nanzminister der Europäischen Gemeinschaft 
und den 20er Club Mitte Januar in Rom, da 
fand am 11. und 12. Februar eine große Ener-
giekonferenz statt, zu der US-Präsident Nixon 
die Regierungschefs einer ausgewählten Rei-
he von Industrieländern gebeten hatte, da er-
lebte der Bundestag zwei Bundestagsdebatten 
über das Thema Energie. Nach der ersten De-
batte im November verabschiedete das Parla-
ment ein in aller Eile eingebrachtes Energie-
sicherungsgesetz. Es gab zahllose diplomati-
sche Erkundungsreisen, es gab Initiativen, 
Programme, Aktivitäten, Erklärungen, die 
entweder „Blut, Schweiß und Tränen" verhie-
ßen oder die Öffentlichkeit mit der Botschaft 
beglückten, die Regierungen seien „Herr der 
Lage".

Wesentliche Fortschritte, wesentliche neue 
Erkenntnisse brachte das alles nicht. Es zeigte 
sich, daß die Regierungen der Industrieländer 
innerhalb und außerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft nationalen Aktivitäten die Prio-
rität vor internationalen Vereinbarungen ga-
ben und damit den Wert internationaler Ab-
machungen abschwächten. So verhandelten 
die Regierungs- und Staatschefs der Neun, 
wie es schien, relativ einträchtig in Kopenha-
gen, gleichzeitig führten Frankreich und 
Großbritannien aber auch bilaterale Gesprä-
che mit arabischen Ministern. Da einigen sich 
die Außenminister der EG über ein gemeinsa-
mes Vorgehen auf der Energiekonferenz in 
Washington, kurz zuvor aber hatte Frank-
reich im Alleingang ein Abkommen mit Sau-
di-Arabien über langfristige Öllieferungen ab-
geschlossen. Frankreich scherte auch aus 
dem Block der EG-Länder aus (die ihre Wäh-
rungen untereinander „festgezurrt" hatten 
und gemeinsam gegenüber dem Dollar „floa-
ten"), als sich herausstellte, daß die franzö-
sische Währung und die französische Han-
delsbilanz von der veränderten Lage auf dem 
Erdölmarkt besonders nachteilig betroffen 
waren. Die französische Regierung entschloß 
sich zu diesem Schritt, obwohl die Bundes-
regierung Stützungskredite in Höhe von 
über 8 Milliarden DM angeboten hatte. Der 

„Preis" für diese Beistandskredite zur Stüt-
zung des Franc-Kurses wäre sicher ein von 
größerer Gemeinsamkeit getragenes Vorge-
hen in der Energiepolitik gewesen — für 
Frankreich, das offenbar auf den nationalen 
Weg zur Sicherung der Energieversorgung fi-
xiert ist, eine unannehmbare Perspektive. 
Inzwischen haben auch Italien und Dänemark 
Maßnahmen ergriffen, die man beim besten 
Willen nicht als gemeinschaftskonform be-
zeichnen kann.

Bedenkliche Folge also: Die Rohölverknap-
pung und die Preisexplosion für diesen Roh-
stoff brachten das ohnehin nicht sehr stabil 
gebaute europäische Gebäude so sehr ins 
Wanken, daß Einsturzgefahr droht. Die einzi-
ge Hoffnung, daß es nicht soweit kommt, be-
steht in der Erkenntnis der gegenseitigen 
wirtschaftlichen Abhängigkeit der EG-Länder 
untereinander. Die Verflechtung der Handels-
ströme dürfte eigentlich ausreichen, um den 
Weg zurück zur nationalen Kleinstaaterei zu 
versperren. Auch die Bundesrepublik ist nicht 
ohne Fehl und Tadel. Während andere Länder 
durch gezielte Rationierungsmaßnahmen 
Energie einsparten, schöpfte die Bundesrepu-
blik die so frei gewordenen Rohölmengen 
durch eine Politik hoher Preise ab.

Denn angesichts der Tatsache, daß •

— sich die derzeit bekannten wichtigsten Öl-
vorkommen in den Ländern des Nahen 
Ostens befinden,

— die Ölvorräte begrenzt sind und ihre Aus-
beutung gestreckt werden sollte,

wären gemeinsame Überlegungen der wich-
tigsten erdölimportierenden und -exportieren-
den Länder der bestmöglichste aller interna-, 
tionalen Bemühungen um eine Bewältigung 
der Energieprobleme. Diesem Ziel kommt man 
aber nur dann näher, wenn sich zunächst die 
EG-Länder auf ihre gemeinsamen Interessen 
besinnen würden. Nationale Alleingänge ver-
leiten nur zum Mißbrauch einer nun einmal 
nicht zu leugnenden Monopolsituation der Erd-
öllieferanten. Nachdem die Ölquellen der 
arabischen und anderer Staaten lange Zeit 
im wahrsten Sinne des Wortes ausgebeutet 
worden sind, ist es bis zu einem gewissen



Grade sogar verständlich, wenn die be-
troffenen Länder jetzt den Spieß umdrehen. 
Volkswirtschaftlich gesehen, wären aber die 
Schäden, hervorgerufen durch eine „Ausbeu-
tung" der Industrieländer durch überhöhte 
Olpreise, nämlich Konjunktur- und Beschäfti-
gungseinbrüche mit allen nachteiligen Aus-
wirkungen auf die Entwicklung der Dritten 
Welt und der Erdöllieferanten selbst, unüber-
sehbar — ein Aspekt, der auf der Tagung des 
Zwanzigerclubs in Rom deutlich angespro-
chen wurde. Insofern besteht ein gewisser 
Zwang zur Integration, zur Harmonierung der 
Interessen, was freilich nationale Initiativen, 
etwa auf dem Gebiet der Forschung, nicht 
ausschließt, sondern im Gegenteil sogar vor-
aussetzt.

2. Die „know-how"-Lösung

Die Forschung, die Wissenschaft, das „know-
how" scheint nun für die nicht nur in ihrem 
wirtschaftlichen, sondern auch politischen 
Selbstbewußtsein erschütterten Industrielän-
der der einzige verheißungsvolle Weg aus 
der Energiemisere. In der Tat darf man sich 
nach übereinstimmender Aussage von Ener-
gieexperten einiges vom technischen Fort-
schritt versprechen. Auch die Bundesregie-
rung setzt auf diese Karte. Wie der frühere 
Forschungsminister Ehmke bei der Energiede-
batte am 17. Januar mitteilte, will die Bundes-
regierung zur Erforschung der Anwendungs-
möglichkeiten neuer Energien (Kernenergie, 
Kohlehydrierung und -Vergasung) 1,5 Milliar-
den DM für die kommenden Jahre bereit-
stellen. Große Hoffnungen setzt man allge-
mein auch auf die Anwendung geothermi-
scher Energien, der Sonnenenergie und zu 
späterer Zeit auch der Kernfusion.

Uber diese Möglichkeiten und Perspektiven ist 
inzwischen soviel berichtet worden, daß sich 
eine ausführliche Darstellung hier erübrigt. 
Festzuhalten wären aber einige einschränken-
de Überlegungen. Mit der Ausbreitung der 
Ölkrise konnte man auch ein Anwachsen der 
Wissenschaftsgläubigkeit registrieren. Da 
wurde der „Erfindungsreichtum" der Europäer 
oder der „weißen Rasse" ebenso beschworen 

wie der nun unausweichliche technische Fort-
schritt nach dem Motto „Not macht erfinde-
risch". Manchmal schien es, als wären die In-
dustrieländer aus dem Olzeitalter unversehens; 
in die Science-Fiction-Ära übergewechselt.

Bei soviel Wissenschaftseuphorie mußte lei-
der in Vergessenheit geraten, daß in Wirk-
lichkeit die Zeit der großen Erfindungen 
schon der Vergangenheit angehört. Auch die 
Mondrakete wurde bekanntlich nicht „erfun-
den", sondern konnte konstruiert werden, 
weil man bereits bekannte „Erfindungen" und 
Technologien anwandte und weiterentwickel-
te. Erfindungen gab es also nicht „en gros“, 
sondern allenfalls — siehe die vielzitierte 
Teflon-Bratpfanne — „en detail".

Fortschritte auf der Suche nach neuen Ener-
gieträgern oder der rationelleren Nutzung 
herkömmlicher Energieträger kommen also 
nicht über Nacht; wer auf Wunder hofft, wird 
rasch enttäuscht. Der frühere Forschungsmini-
ster Ehmke rechnete denn auch damit, daß die 
Bundesrepublik erst in etwa 30 Jahren vom 
Erdöl unabhängig sein wird.

Dieser „qualitative" Aspekt der Wissen-
schaftsgläubigkeit fand sein Gegenstück auch 
in einer euphorischen Denkweise im quanti-
tativen Bereich: In vielen Berichten und Kom-
mentaren wurde der Eindruck erweckt, daß 
der technische Fortschritt nur eine Frage der 
Geldmittel sei, die man bereitstellt nach dem 
Motto: Je mehr Milliarden in die Forschung 
gesteckt werden, um so rascher stehen neue 
Energieträger zur Verfügung. Diese Form der 
Wissenschaftsgläubigkeit geht an der Tatsa-
che vorbei, daß der technische Fortschritt 
nicht nur eine Frage des Geldes, sondern 
auch eine Frage der Zeit ist. Die Entwicklung 
neuer Kernspaltungsanlagen oder neuer Tech-
niken zur Kohlehydrierung oder -Vergasung 
mit einer verbesserten Rentabilität kann man 
zwar durch Bereitstellung zusätzlicher Mittel 
beschleunigen, aber letztlich sind doch zeitli-
che Grenzen gesetzt.
Bei genauerer Prüfung erscheint die Wissen-
schaftsgläubigkeit als Ausdruck einer subli-
mierten Wachstumsgläubigkeit, war doch 
Ausgangspunkt die Tatsache, daß der Ener-
gienotstand den Traum vom permanenten



Wachstum jäh zerstörte. Daraus folgte die 
Überlegung: Die Wirtschaft kann erst wieder 
wachsen, wenn der Energienotstand behoben 
ist der Energienotstand wiederum kann aber 
letztlich nur überwunden werden, wenn neue 
Technologien entwickelt werden. Also gilt 
die Formel: mehr technischer Fortschritt = 
mehr Wachstum. Diese Formel muß nicht falsch 
sein, aber man sollte auch keinen Kausalzu-
sammenhang herstellen. Es gibt nämlich auch 
wachstumshemmende technische Fortschritte. 
Man denke nur an die Automobilindustrie, wo 
die Orientierung des technischen Fortschritts 
auf schnelle Motoren hin offensichtlich in die 
Sackgasse führte. Bleibt also festzuhalten: 
Selbst mit massivem Einsatz von hohen finan-
ziellen Mitteln wird man die Energieprobleme 
in kurzer Zeit kaum lösen können, sondern 
allenfalls mittelfristig. Auf der anderen Seite 
sind aber ohne den Einsatz erheblicher finan-
zieller Mittel Fortschritte nicht denkbar. Das 
wiederum bedeutet: Was in die Forschung 
geht, kann nicht konsumiert werden, deshalb 
werden von dieser Seite her die Möglichkei-
ten für eine Steigerung des Lebensstandards 
zunächst sogar eingeengt.

1 Die Substitutionslösung

Die oben getroffenen Feststellungen gelten 
grundsätzlich auch für den Komplex der Sub-
stitutionslösungen, womit hier nicht die Sub-
stitution des Erdöls als Energieträger etwa 
durch Kernenergie gemeint ist, sondern Sub-
stitution der arabischen Ölquellen durch an-
dere Ölquellen oder Kohle- und Erdgasvor-
kommen. Bei der Erörterung dieser Frage ver-
mißte man ebenfalls die gebotene Nüchtern-
heit.

Schöne Bilder und Filme über den Olsand in 
Kanada, Spekulationen über riesige, noch 
ucht erschlossene Ölvorkommen in Indonesi-
en, Sibirien, Alaska, in der Nordsee oder wo 
dueh immer waren geeignet, die Illusion zu 
ldhren, als schwimme die Erdkruste auf einer 
"oge von 01, als sei es nur noch eine Frage 
"on wenigen Monaten oder im schlimmsten 
dlle einigen Jahren, bis die lästigen 
Scheichs und Emire auf ihren Olvorräten hok-

ken würden wie Modeboutiquen auf unver-
käuflicher Extraware.

Tatsache ist, daß die Erschließung neuer Vor-
kommen von Erdöl, Kohle oder Erdgas unge-
heuren Kapitaleinsatz erfordert, der wiederum 
zwangsläufig zu Lasten des Konsums gehen 
muß. Die drastischen Erhöhungen der Benzin-
und Heizölpreise durch die Mineralölkonzer-
ne im Januar dies
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es Jahres wurden dann 
auch mit der Notwendigkeit begründet, die 
Mittel für diese Investitionen zu beschaf-
fen ).

4. Die „transzendentale" Lösung

Eine Zeitlang, im ersten Schock der Ölkrise, 
schien es, als ging eine Welle der Erleichte-
rung darüber durch die Lande, daß die kräfte-
zehrende Jagd nach höherem Lebensstandard, 
nach immer aufwendigeren Prestigesymbolen 
ein Ende habe. Schlagartig, so schien es, wurde 
einer breiten Bevölkerungsschicht bewußt, 
daß der Traum vom Eigenheim, vom chrom-
blitzenden Straßenkreuzer, vom Urlaub in 
Acapulco „ein leerer Wahn" ist. In dieser 
Stimmung stieß die Einführung des Sonntags-
fahrverbots auf allgemeine Zustimmung.

Mehr noch: Diese Maßnahme vermittelte ein 
bislang unbekanntes Gefühl der Solidarität in 
der Bevölkerung und eröffnete neue Freiheits-
spielräume: der Spaziergang auf den Haupt-
verkehrsstraßen, wo sonst der Verkehr tobte, 
geriet zum Erlebnis, und die ungewohnte Stille 
auf den Straßen am Sonntagmorgen schuf ein 
völlig neues Nostalgiegefühl: die beschauli-
che Stille zu „Großvaters Zeiten", sie war 
nun plötzlich gegenwärtig.

Diese psychologische Grundströmung schien 
der rechte Nährboden für die Devise: Zurück 
zur Kultur, laßt den schnöden Mammon fah-
ren!

Nun, inzwischen weiß man, daß der Nährbo-
den nicht sehr tief war. Wer darauf wartete, 
daß der Olschock eine Flucht in die immate-
riellen Werte auslösen würde, sollte bald ent-
täuscht werden. Die Metamorphose des kon-

24) S. dazu auch HI. 5. und 6. 



sumfreudigen Bundesbürgers zum kulturbe-
flissenen Bildungsbürger fand nicht statt. 
Konsumverzicht, die einzige wirksame Waffe 
der Industrieländer gegen den Mißbrauch der 
Monopolstellung der Araber, ist nicht gefragt. 
Der Wechsel von Chrom und Blech zu Bach 
und Brahms stellt eben höhere Anforderungen 
als ein Modellwechsel von VW auf Opel. Die 
Katerstimmung nach dem Erwachen aus dem 
Konsumrausch verflog rasch, ebenso die Be-
reitschaft zur Konsumaskese — insbesondere 
als sich zeigte, daß die Mengenprobleme bei 
der Ölversorgung geringer waren als ange-
nommen, geringer jedenfalls als die Preispro-
bleme (s dazu III. 6.). Kurzum: Die Umorien-
tierung der Werte, zu der Bundespräsident 
Heinemann in seiner Neujahrsansprache auf-
gerufen hatte, fand nicht statt.

5. Die „systemüberwindende“ Lösung

Sie fand nicht statt, weil immer häufiger die 
Frage gestellt wird, ob eine Umorientierung 
der Werte überhaupt notwendig ist, ob sich 
die Welt mit Ausbruch der Ölkrise tatsäch-
lich so verändert hat, wie zunächst angenom-
men. Da das öl aus dem Nahen Osten weiter-
hin fließt, reichlicher jedenfalls fließt als ur-
sprünglich erwartet und befürchtet, wird fer-
ner immer häufiger auch die Frage gestellt, 
ob die Ölkrise nicht vielmehr eine Systemkri-
se des Westens ist, eine Systemkrise insofern, 
als — wie vielfach vermutet — die Mineralöl-
konzeme offenbar die Macht und deshalb die 
Möglichkeit haben, die Versorgung der 
Volkswirtschaften mit Mineralöl zu Preisen, 
deren Höhe von den Konzernen fixiert wird, 
nach eigenem Gutdünken zu steuern.

In der Tat gibt es Fakten, die zu denken ge-
ben. So sind die Gewinne der US-Olgesell-
schäften 1973 rapide in die Höhe geschnellt. 
Der Welt größter Ölkonzern, die Exxon-Cor-
poration, verzeichnete, wie man der Presse 
entnehmen konnte, eine Zunahme des Reinge-
winns von 59 Prozent oder knapp einer Mil-
liarde Dollar. Bei der US-Gesellschaft Mobil-
oil, dem zweitgrößten Mineralölkonzern der 
USA, stiege« die Gewinne um 47 Prozent, in 
den letzten vier Monaten 1973 sogar um 68 

Prozent. Beim drittgrößten US-Ölkonzern, c
Texaco, gab es ein Plus von 45 Prozent 
vergangenen Jahr und von 70 Prozent in d
letzten vier Monaten 1973. (Alle drei Konzer
haben- Tochtergesellschaften in der Bundes:
publik) 25). Kein Wunder, daß sich der U
Kongreß genötigt sah, Präsident Nixon ei 
Kürzung der Steuersubventionen für die M
neralölgesellschaften (Streichung der auslä
dischen Sonderabschreibungen) vorzuschl 
gen. Kein Wunder, daß die öffentliche Mt
nung in den USA sich nicht eben dur 
Wohlwollen gegenüber den Konzernen au
zeichnet, wie die Hearings mit den Minerale
konzernen zeigten.

Ähnliches gilt für die Stimmungslage in d
Bundesrepublik. Die drastische Erhöhung d
Benzin- und Heizölpreise um 10 Pfennige ur
mehr Ende Januar hat sogar das industri 
freundliche Handelsblatt zu der besorgte
Fest
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stellung hingerissen: „Es ist jetzt wirklic 
an der Zeit, die Dinge nicht weiter zu vern 
beln, sondern die Öffentlichkeit darüber z
informieren, wie sich die Preiskalkulation ft
Mineralölprodukte zusammensetzt." )

Auch Bundeswirtschaftsminister Friderich 
bislang um ein gutes Verhältnis zu den Mine
ralölgesellschaften bemüht, ist skeptischer ge
worden. In der Regierungserklärung zur Lag
der Energieversorgung am 17. 1. 1974 sagt, 
der Minister: „Der Verdacht, daß die Mineral
Ölversorgung — zumindest was die Preist
anbelangt — durch eine gezielte Angebots,
Strategie von Mineralölgesellschaften ver
schärft worden ist, wurde nicht bestätigt. Die 
ser Verdacht wurde aber bisher auch nich 
ausgeräumt. Das ist unbefriedigend.“ Und 
etwas später faßte er zusammen: „Mit na 
tionalen Mitteln allein läßt sich der Ver 
dacht, daß Mineralölunternehmen mit markt-
strategischen Mitteln die Situation zu ihren
Gunsten ausgenutzt haben, leider weder bele-
gen noch entkräften." 27)

Warum dies nicht möglich ist, kann man ei-
ner Veröffentlichung des Engländers Anthony

25) Handelsblatt, 25. 1. 
26)

1974 und laut ddp. 
 Handelsblatt, 25. 1. 1974.

27) Deutscher Bundestag, 73. Sitzung, Bonn, Don 
nerstag, den 17. 1. 1974, S. 4540. 



ampson mit dem Titel „Weltmacht ITT" ent-
ehmen, in der er zu den Möglichkeiten der 
onzeme, Bilanzen zu manipulieren, feststell-
3: .Große Summen können hinein- und hin-
usverschoben, Gewinne in Verluste verwan-
eit und Vermögensbestände verkauft wer-
en, ohne daß jemand dies überschauen kann, 
linter allen anderen Merkmalen der Kon-
ernsouveränität steht als Wesentlichstes 
och die Geheimhaltung der Bücher und Bi-
anzmanipulationen — die mindestens ebenso 
»richtig ist wie die Verschwiegenheit des Vati-
sans oder der Köni 28gin von England. “ )

Wie die von Minister Fridrichs erwähnte An-
yebotsstrategie der Konzerne möglicherweise 
aussah oder noch aussieht, ist seit den Pha-
raonen kein Geheimnis mehr: es ist die preis-
bewußte Vorratshaltung. Indem man die La-
gervorräte kräftig aufstockt oder zumindest 
die vorhandenen Vorräte nicht abbaut, kann 
man leicht eine Knappheitssituation erzeugen, 
die entsprechende Preisbewegungen auslöst. 
So schrieb der international bekannte Börsia-
ner Andre Kostolany in der Zeitschrift „Capi-
tal'29 ): „Meine Überlegungen sind einfach 
die eines Warenspekulanten, der seit 50 Jah-
ren in allen Rohstoffen herumgepanscht hat. 
Idi habe gelernt, daß jede Preisentwicklung 
einer Ware immer einer marginalen Situation 
unterworfen ist. Steigt nämlich die Produk-
tion nur fünf Prozent höher als der Ver-
brauch, stürzen die Preise senkrecht in die 
Me. Liegt aber der Verbrauch um fünf Pro-
zent über der Produktion, gehen die Preise ra-
ketenhaft in die Höhe. Und diese hohen oder 
niedrigen Preise gelten, trotz der winzigen 
Menge, der sie ihre Entstehung verdanken, 
mit einem Schlag für den gesamten Welthan-
del mit der betreffenden Ware.“

Uber die Vorräte an Mineralölprodukten gab 
Bundeswirtschaftsminister Friderichs am 
' Januar folgende Erklärung ab30 ): „Die für 
®uar und Februar zur Verfügung stehenden 
Benzinmengen entsprechen etwa denen des 
Vorjahres. Der bisher üblichen Verbrauchs-

28)Anthony Sampson, Weltmacht ITT, Rowohlt-
wetlag, Reinbek 1973, S. 129.

29) Capital, Nr. 2/74, 3. Jahrgang.
30) Deutscher Bundestag, a. a. O., S. 4539/4540.

Steigerung steht aber kein zusätzliches Ange-
bot gegenüber.“

Und weiter: „Die gesetzlichen Pflichtvorräte 
wurden nicht angetastet. Dies war von An-
fang an unser Ziel. Die Vorräte reichen bei 
Benzin für 63 Tage, bei leichtem Heizöl für 75 
Tage und bei schwerem Heizöl für 71 Tage; 
Datum: 1. Januar 1974. Sie entsprechen damit 
nahezu exakt den Vorräten am Beginn des 
Jahres 1973.“

Bei steigendem Bedarf und unveränderter 
Vorratshaltung ist also eine Marktsituation 
für steigende Preise gegeben. Bleibt die Fra-
ge, ob und wieweit hier die Mineralölkonzer-
ne die Marktmenge manipuliert haben, eine 
Frage, die auch das Bundeskartellamt zu um-
fangreichen Recherchen veranlaßte. Zur Er-
härtung dieses Verdachts werden eine Reihe 
von Theorien entwickelt. Eine Version be-
sagt, daß die Konzerne die Öltanker etwas 
länger als nötig auf den Meeren hin- und her-
dirigieren, eine andere, daß die Kapazitäten 
der Raffinerien nicht voll genutzt werden, 
eine dritte — und dies ist eine nicht unwahr-
scheinliche Theorie —, daß die Ölgesellschaf-
ten die Vorzüge der gespaltenen Preise auf 
den Ölmärkten voll zu nutzen verstehen. Mit 
anderen Worten: Sie verkaufen ihren Ver-
tragshändlern einen Teil ihrer Mineralölpro-
dukte zu Preisen, die zwar erhöht sind und 
mit Kostensteigerungen begründet werden 
(wieweit dies auch auf die drastischen Preis-
erhöhungen im Januar zutrifft, ist noch un-
geklärt) und bieten einen weiteren Teil zu 
Spitzenpreisen den freien Ölhändlern an — 
genauso, wie sie in Zeiten des Überflusses 
ihre freien Spitzen zu Schleuderpreisen ver-
kauften.

Bleibt festzuhalten: Der Verdachtsmomente 
gibt es viele; der letzte schlüssige Nachweis 
für Mißbrauch der Marktmacht fehlt, muß 
fehlen, weil dies nur durch eine internationa-
le Kontrolle der Olgesellschaften möglich 
wäre. Eine internationale Kontrolle aber steht 
derzeit nicht zur Diskussion.

Zur Diskussion steht aber immer noch eine 
nationale Kontrolle, mehr noch: eine Ver-
staatlichung der Mineralölgesellschaften.



Zuletzt fiel diese Forderung auf dem Bundes-
kongreß der Jungsozialisten Ende Januar in 
München, und man sollte sich nicht täuschen: 
Diese Forderung ist nicht unpopulär. Die Ver-
staatlichung der Raffinerien würde die Mög-
lichkeit schaffen, Versorgung und Preisent-
wicklung von Mineralölprodukten nicht mehr 
dem Ermessen der Olgesellschaften zu über-
lassen, sondern beides den wirtschaftlichen 
Erfordernissen der Bundesrepublik anzupas-
sen. So groß die Faszination dieser „system-
sprengenden" Lösung für viele auch sein 
mag, sie ist aus einer Reihe von Gründen 
nicht opportun und nicht praktikabel.

Da gibt es zunächst einen gewichtigen politi-
schen Gegeneinwand: Die Muttergesellschaf-
ten der Mineralölkonzerne haben ihren Sitz in 
befreundeten Staaten. Die Beziehungen mit 
ihnen würden durch eine Nationalisierung er-
heblich belastet, auch wenn man davon aus-
geht, daß die Enteignung nicht entschädi-
gungslos erfolgen würde. Sie käme in jeder 
Beziehung teuer zu stehen.

Der zweite Einwand ist ein ökonomischer. Der 
frühere Finanzminister Schmidt erläuterte im 
Dezember 1973 im „Vorwärts": „So wichtig es 
in der gegenwärtigen Situation ist, den öffent-
lichen Einfluß beim Ol zur Geltung zu brin-
gen — mit einer Nationalisierung der Raffine-
rien auf deutschem Boden sind die kurzfristi-
gen Versorgungsprobleme allerdings nicht zu 
lösen. Wir dürfen uns keinesfalls täuschen 
über die realen Machtverhältnisse. Eine Na-
tionalisierung der deutschen Töchter wird de-
ren internationale Muttergesellschaften kei-
neswegs veranlassen, uns mehr oder billigeres 
öl zu liefern. Im Gegenteil."

Abgesehen von den politischen Bedenken 
wäre eine Nationalisierung ökonomisch also 
nur dann gerechtfertigt und sinnvoll, wenn 
eine reibungslose Zulieferung von den För-
derländern in die Bundesrepublik gewährlei-
stet wäre.

Das aber ist nicht der Fall: Es fehlt die dazu 
notwendige Tankerflotte, es fehlen auch noch 
die notwendigen direkten Liefer- und Abnah-
meverträge mit den Förderländern, es fehlt 
ein staatlich kontrolliertes Händlernetz.

Der dritte Einwand ist ordnungspolitisch: 
Eine Verstaatlichung wäre zwar durch die 
Verfassung gedeckt. Artikel 15 des Grundge-
setzes lautet: „Grund und Boden, Naturschät-
ze und Produktionsmittel können zum Zwecke 
der Vergesellschaftung durch ein Gesetz, das 
Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, in 
Gemeineigentum oder in andere Formen der 
Gemeinwirtschaft überführt werden."

Eine solche den Prinzipien der Marktwirt-
schaft zuwiderlaufende Maßnahme wäre ein 
ordnungspolitisch schwerwiegender Schritt, 
der nur dann gerechtfertigt wäre, wenn er für 
die Gesellschaft tatsächlich eindeutige Vor-
teile bringen würde. Das ist aber — siehe 
oben — nicht der Fall. Zu bedenken wäre in 
diesem Zusammenhang auch, daß eine Natio-
nalisierung die preispolitischen Begleiter-
scheinungen der Olprobleme nicht automa-
tisch löst, wie das Beispiel Frankreich zeigt. 
Dort wurden die Benzinpreise mit am stärksten 
erhöht, und das, obwohl Frankreich über ei-
nen staatlich kontrollierten Olkonzern ver-
fügt.

Dennoch kann es in der gegenwärtigen Situa-
tion nur nützen, wenn die Voraussetzungen 
dafür geschaffen würden, daß die Mineralöl-
versorgung im besonderen und die Energiepo-
litik im allgemeinen staatlich kontrolliert 
wird. Der französische Autofahrer muß zwar 
mit den höchsten Benzinpreis in Westeuropa 
zahlen, weiß aber, daß die Einnahmen für 
Zwecke verwendet werden, die den Interes-
sen seines Landes dienen.

Diese Gewißheit besteht für den deutschen 
Autofahrer nicht in diesem Ausmaß. Wenn er 
an einer Tankstelle Benzin ersteht, dann weiß 
er nur, daß er damit — und darauf verwei-
sen die Mineralölgesellschaften immer wie-
der — auch Investitionen der Muttergesell-
schaft mitfinanziert. Bisher ging man davon 
aus, daß Investitionen der Wirtschaft auch 
der Allgemeinheit nützen. Seitdem aber Un-
ternehmen in eine Größenordnung hineinge-
wachsen sind, die alle nationalen Fesseln 
sprengen, seitdem also multinationale Unter 
nehmen entstanden sind, ist man nicht mehr 
so sicher, ob die Geschäftspolitik der «Mu 
tis" sich mit den Interessen der davon betrof 



jenen Nationalstaaten deckt. Um noch einmal 
Anthony Sampson zu zitieren’1): „Zweifellos 
haben die Häupter der großen multinationa-
len Konzerne einige der früheren Privilegien 
nationaler Führer übernommen. Die alten 
Theorien von einem freien Handel, der zwi-
schen Nationen abgewickelt wird, sind beisei-
te gefegt worden, denn die multinationalen 
Großunternehmen schaffen innerhalb von 
Staaten neue, andersgeartete Grenzen, über 
die hinweg sie Güter von einem Teil ihres 
Imperiums in einen anderen transferieren, 
wobei sie von nationalen Restriktionen, Zöl-
len und Kontingentierungen weitgehend un-
abhängig sind. Darüber hinaus besteht ein 
wachsender Anteil der Exporte der entspre-
chenden Länder aus Güterströmen von einer 
Tochtergesellschaft eines Großkonzerns zu ei-
ner anderen, so daß die Staaten hinsichtlich 
ihrer Zahlungsbilanz von den multinationalen 
Großunternehmen abhängig sind."
Mit anderen Worten: Die Einnahmen der in-
ternationalen Mineralölkonzerne belasten die 
Zahlungsbilanz der Bundesrepublik, soweit 
sie an die Muttergesellschaften abgeführt 
werden — bei einem nationalen Energiekon-
zem wäre dies zunächst nicht der Fall. Nun 
könnte man — siehe oben — sagen, die Mut-
tergesellschaften finanzieren damit ihre Inve-
stitionen zur Erschließung neuer Erdölvor-
kommen. Das ist sicher richtig; aber ob die 
Früchte dieser Investitionen ausgerechnet den 
Autofahrern der Bundesrepublik zugute kom-
men werden, ist, wie bereits angedeutet, ange-
sichts der Struktur dieser Konzerne höchst 
ungewiß: O1 aus den neuerschlossenen und 
den bekannten Quellen wird nur dann in die 
Bundesrepublik fließen, wenn die Preissitua-
tion dafür günstig ist. Das heißt: bei gegebe-
ner Abhängigkeit von internationalen Mine-
ralölkonzemen ist eine reibungslose Ölver-
sorgung nur zu Höchstpreisen gesichert, wie 
dies übrigens auch die ersten Erfahrungen, 
die man nach Ausbruch der Ölkrise sammeln 
konnte, bestätigen.
Diese Unsicherheiten bestünden bei einem 
nationalen Energiekonzern weniger. Die 
Früchte der Investitionen eines nationalen

”1 Weltmacht ITT, a. a. O., S. 104.

Energiekonzerns zur Erschließung neuer Öl-
quellen würden in jedem Falle der eigenen 
Volkswirtschaft zugute kommen. Zu berück-
sichtigen wäre auch der Gesichtspunkt, daß 
ein nationaler Energiekonzern die Erträge aus 
dem Benzin- und Heizölgeschäft nicht unbe-
dingt in Investitionen zur Erschließung neuer 
Ölquellen stecken muß, sondern auch zur Ent-
wicklung neuer Energieträger, über deren 
Notwendigkeit kein Zweifel besteht, verwen-
den kann.

Insgesamt bietet also ein staatlich kontrol-
lierter nationaler Ölkonzern bessere energie-
politische Perspektiven als die Abhängigkeit 
von multinationalen Mineralölgesellschaften. 
Da — wie oben gezeigt — eine Verstaatli-
chung der Mineralölgesellschaften zur Zeit 
nicht opportun und praktikabel ist, hat die 
Bundesregierung die richtige Richtung einge-
schlagen, um mittel- oder langfristig eine 
neue Lage zu schaffen, indem sie sich zum 
schrittweisen Aufbau eines nationalen Ener-
giekonzerns entschloß, die Fusion VEBA-Gel-
senberg, gegen die vom Bundeskartellamt 
noch Einwände erhoben worden waren, soll 
— nach übereinstimmender Auffassung aller 
Parteien im Bundestag — stattfinden und ist 
inzwischen auch vom Bundeswirtschaftsmini-
sterium „aus übergeordneten Gründen“ ge-
nehmigt worden.

6. Die marktwirtschaftliche Lösung

Bemerkenswert an dieser Entscheidung ist, 
daß ordnungspolitische Bedenken nicht gel-
tend gemacht werden (außer vom Bundeskar-
tellamt), obwohl mit dem Verbund VEBA-Gel-
senberg Wettbewerbsbeschränkungen unbe-
streitbar gegeben sind. Als Begründung für 
die Korrektur der Entscheidung des Bundes-
kartellamtes durch das Bundeswirtschaftsmini-
sterium wurde das „überragende Interesse der 
Allgemeinheit an einer sicheren Energiever-
sorgung" genannt32 ).

32) S. „Die Welt", 5. 2. 1974, S. 11.

Marktwirtschaftliche Prinzipien sind also kein 
Selbstzweck, sondern sie finden dort ihre 
Grenzen, wo sie in Konflikt mit den „über-



ragenden Interessen der Allgemeinheit“ ge-
raten.

Bleibt also festzuhalten: Auf dem Gebiet der 
Energieversorgung ist die Bundesrepublik, auf 
dem Wege, die Fehler der Vergangenheit zu 
korrigieren und den staatlichen Einfluß zu 
verstärken. Ordnungspolitisch bedeutet dies 
einen weiteren Schritt weg von marktwirt-
schaftlichen Prinzipien; ein wesentlicher 
Schritt wurde bereits mit der Gründung der 
Einheitsgesellschaft Ruhrkohle AG getan.

Zu berücksichtigen wäre auch, daß die Elek-
trizitätsversorgung bereits überwiegend Auf-
gabe der öffentlichen Hand, sprich: der Kom-
munen, ist. (Auch das Rheinisch-Westfäli-
sche-Elektrizitätswerk befindet sich, obwohl 
privatwirtschaftlich als AG konzipiert, über-
wiegend im Besitz der öffentlichen Hand.)

Ferner bleibt festzuhalten: Ungeachtet der im-
mer stärkeren staatlichen Beeinflussung und 
Durchdringung der Energieversorgung der 
Bundesrepublik sollen die durch die verän-
derte Energieversorgung bereits eingetrete-
nen oder sich abzeichnenden strukturellen 
und konjunkturellen Probleme „marktwirt-
schaftlich" gemeistert werden. Was das be-
deutet, läßt sich sehr eindringlich am Preisin-
dex für die Lebenshaltung ablesen (im Febru-
ar 1974 plus 7,6 Prozent über dem Vorjahres-
stand) .

Die Konsequenz ist logisch: Wenn man die 
mengenmäßige Versorgung mit Rohöl durch 
Höchstpreise sichert, muß dies zwangsläufig 
das gesamte Preisniveau in die Höhe treiben. 
Untersuchungen des Münchner Ifo-Instituts 
haben ergeben, „daß bei einer Erhöhung der 
Rohölpreise auf annähernd das Dreifache das 
Preisniveau des privaten Verbrauchs um etwa 
4 Prozent steigt 33" ) . Zu berücksichtigen ist 
ferner, daß auch die Importpreise insgesamt 
rapide steigen — allein im Februar dieses Jah-
res um fast 33 Prozent. Da im gleichen Monat 
die industriellen Erzeugerpreise schon um über 
10 Prozent über dem Vorjahresstand lagen, 
konnten die Preisprognosen der Bundeswirt-

33) Wirtschaftskonjunktur, Monatsberichte des Ifo-
Instituts für Wirtschaftsforschung, München, Nr. 1, 
Januar 1974, 26. Jahrgang, S. 27.

Schaftsministeriums oder des Ifo-Instituts der 
Realität nicht entsprechen.

Die Jahresprojektion im Jahreswirtschaftsbe-
richt wies für dieses Jahr ursprünglich Preis-
steigerungen zwischen 8 und 9 Prozent aus -
Zahlen, die inzwischen korrigiert worden 
sind; korrigiert auch wegen der Einkommens-
entwicklung, die ebenfalls über der vom 
Wirtschaftsministerium für 1974 prognosti-
zierten Steigerungsrate von 8,5 bis 9,5 Prozent 
für Lohne und Gehälter liegen wird. Damit ist 
nicht gesagt, daß ein direkter zwingender Zu-
sammenhang zwischen Lohnerhöhungen und 
Preiserhöhungen besteht. Aber auch der Um-
kehrschluß, wonach Lohnerhöhungen preispo-
litisch neutral sind, wäre nicht korrekt; Lohn-
erhöhungen wirken als Kostenfaktor und über 
die Nachfrage auf die Preisentwicklung ein. 
Entscheidend für die Preisentwicklung des Jah-
res 1974 aber dürfte vor allem sein: Zweistelli-
ge Lohnerhöhungen schaffen in einer Situation, 
in der das Preisbarometer ohnehin nach oben 
gerichtet ist, psychologisch ein Preisklima, das 
es der Unternehmerseite leicht machen könnte, 
Preiserhöhungsspielräume extensiv zu nutzen. 
Die Folge wären Preiserhöhungen, die in kei-
ner Weise mit gestiegenen Löhnen zu rechtfer-
tigen sind, die aber die Gewerkschaften zu 
noch höheren Lohnforderungen veranlassen 
würden.

Mit einem Wort: Die Gefahr, daß sich Preise 
und Löhne und Löhne und Preise immer ra-
scher hinaufschaukeln, war zu Beginn 1974 
akuter denn je. Gründe für die Gewerkschaf-
ten, ihre Lohnforderungen so hoch wie mög-
lich zu schrauben, gab und gibt es genug. 
Lohnverzicht — das zeigte sich im Jahre 1973 
nun recht eindrucksvoll — ist keine Garantie 
für Stabilitätsgewinn. Audi die Preise stiegen 
stärker als prognostiziert. Darüber hinaus hat 
der rapide Anstieg der Benzin- und Heizöl-
preise die Lohnforderungen ebenso beeinflußt 
wie generell die Befürchtung, daß eine Preis-
welle bevorsteht, die zwar niedriger sein wird 
als der Preisanstieg im Ausland, aber höher 
als alle Steigerungsraten seit dem Korea-
Krieg.
Die Frage ist, ob das insgesamt verteuerte 
Angebot auf eine entsprechende Nachfrage



trifft 34). Wie oben dargelegt wurde, war zu 
Jahresbeginn 1974 diese Konstellation nicht ge-
geben; strukturelle Probleme wurden durch 
die konjunkturelle Talfahrt verschärft. Inzwi-
schen sind aber Maßnahmen ergriffen wor-
den, die geeignet sind, sowohl die konjunk-
turelle Talfahrt zu stoppen als auch die mit 
dem Ausbruch der Ölkrise sichtbar geworde-
nen strukturellen Verwerfungen zu verdek-
ken. Oberstes Ziel der Wirtschaftspolitik in 
allen Industrieländern ist eben die Vollbe-
schäftigung, und für dieses Ziel nimmt man 
Entwicklungen in Kauf, die zu korrigieren 
später mit erheblichen Schwierigkeiten ver-
bunden sein dürften. Ganz konkret: Eine Voll-
beschäftigungspolitik verhindert zwar eine 
konjunkturelle Talfahrt, führt aber zu einer 
Verkrustung überholter wirtschaftlicher 
Strukturen, verschiebt also die grundsätzlich 
unvermeidliche Strukturbereinigung in eine 
fernere Zukunft.

Zu den Maßnahmen zur Sicherung der Voll-
beschäftigung, die als Nebenwirkung eben zu 
einer Konservierung der überkommenen 
Strukturen beitragen, gehören die Wiederein-
setzung des § 7 b zur Wohnungsbauförderung, 
die Aufhebung der Investitionssteuer, die 
Wiedereinführung der degressiven Abschrei-
bung sowie Strukturförderungsprogramme in 
Höhe von 600 Millionen DM.

Diese Maßnahmen helfen vor allem der Bau-
Wirtschaft. Die oben geschilderten Fehlent-
wicklungen in dieser Branche werden zu-
nächst nicht korrigiert.

Inzwischen fiel auch das Sonntagsfahrverbot, 
und unter dem Eindruck der im Winter aufge-
türmten Autohalden kam auch eine lebhafte 
Diskussion über die Aufhebung der Ge-
schwindigkeitsbegrenzung in Gang — mit Er-
folg, wie sich zeigte. Die Absatzchancen für 
die Automobilindustrie sind wieder günstiger 
geworden; die Preise steigen hier jetzt wieder 
auf breiter Front. Angesichts dieser Konstel-
lation (Zementierung der bestehenden wirt-
—

34) S. dazu Teil II. 2. dieser Arbeit. 

schaftlichen Strukturen bei wieder steigender 
Nachfrage und verschärftem Preisauftrieb) 
ist auf absehbare Zeit der Weg für eine 
weitere Energieverschwendung mit beäng-
stigender . Konsequenz vorgezeichnet. Dies 
um so mehr, als immer häufiger zu hören 
ist, eine Ölkrise habe es in Wirklichkeit gar 
nicht gegeben, womit auch die Rechtfertigung 
für eine Fortsetzung der überkommenen Pro-
duktions- und Konsumtionsgewohnheiten ge-
geben wäre. In merkwürdigem Gegensatz 
dazu steht die weitverbreitete Hoffnung, die 
erdölproduzierenden Länder würden die Prei-
se wieder senken. So wünschenswert dies 
wäre, die Aussichten dafür erscheinen mehr 
als gering. Denn bei anhaltend hoher und in 
der Tendenz sogar steigender Nachfrage nach 
Rohöl (die übrigen Industrieländer betreiben 
ja eine ähnliche Politik wie die Bundesrepu-
blik) besteht für die erdölproduzierenden Län-
der nicht die geringste Notwendigkeit, die 
Preise zu senken. Im Gegenteil: Da die Nach-
frage weiter steigt und da die Importe aus 
den Industrieländern immer teurer werden, 
müßte sogar die Neigung wachsen, die Rohöl-
preise weiter und solange zu erhöhen, bis sie 
die Preise von Konkurrenzprodukten (z. B. 
Benzin und Heizöl aus Olsand oder Kohle) er-
reicht haben.
Für die nächste Zukunft jedenfalls besteht die 
Gefahr, daß sich die Rohölpreise und die Prei-
se für Industrieerzeugnisse immer höher 
schaukeln — mit unabsehbaren Folgen —, 
während die Olvorräte mehr und mehr 
schrumpfen. Sicherheit für stabile Rohölpreise 
gibt es nach den Beschlüssen der OPEC-Länder 
nur bis zum 1. Juli 1974. Mit anderen Worten: 
Die marktwirtschaftliche Lösung, wie sie jetzt 
praktiziert wird, hat kurzfristig den Zustand 
vor Ausbruch der Ölkrise wieder herbeifüh-
ren können. Jedoch mit einem Unterschied: der 
Preisanstieg hat sich weiter erheblich ver-
schärft. Die Energieprobleme aber und die da-
mit verbundenen Strukturprobleme werden in 
die Zukunft verlagert, verlagert und vergrö-
ßert — vergrößert durch das Brennglas der In-
flation.



IV. Lösungsversuch mit neuem Denkansatz

1. Begrenzung der ölimporte

Es stellt sich die Frage, ob die Wirtschaftspo-
litik sich nicht schon jetzt auf den Tatbestand 
einstellen sollte, daß die Ölversorgung im be-
sonderen und die Rohstoffversorgung im all-
gemeinen in Zukunft immer schwieriger wird. 
Bei Ausbruch der Ölkrise war, bedingt durch 
den Ölboykott der arabischen Erdölproduzen-
ten, die Ölversorgung eher ein Mengenpro-
blem (wieweit die Mineralölkonzerne dazu 
beigetragen haben, sei hier dahingestellt). In-
zwischen, nach Lockerung des Embargos und 
Erhöhung der ölpreise, ist die Ölversorgung, 
wie erwähnt, ein Preisproblem. In Zukunft 
könnte die Ölversorgung leicht sowohl ein 
Preis- als auch ein Mengenproblem werden. 
Zu prüfen wäre deshalb die Überlegung, ob 
man nicht die gegenwärtigen Preisprobleme 
und zukünftigen Preis- und Mengenprobleme 
durch Beschränkung des Rohölverbrauchs be-
grenzen sollte.

Das heißt: Nach den Gesetzmäßigkeiten des 
Marktes verringert sich die Wahrscheinlich-
keit dafür, daß die erdölproduzierenden Län-
der die Preise weiter heraufsetzen, wenn der 
Rohölbedarf stagniert oder gar rückläufig 
wäre. Im zweiten Falle wäre sogar die Vor-
aussetzung für Preissenkungen gegeben. Da 
man inzwischen erkannt hat, in welchem 
Maße die Rohölpreise bei der derzeitigen ab-
hängigkeit der Volkswirtschaft vom Rohstoff 
Erdöl das allgemeine Preisniveau beeinflus-
sen, kann eine Tendenzwende in der Preisent-
wicklung am ehesten von der Entwicklung 
der Rohölpreise her eingeleitet werden. Eine 
Tendenzwende in der Preisentwicklung wäre 
wiederum geeignet, das soziale Klima zu ent-
schärfen und das Bewußtsein für die wichtig-
ste Zukunftsaufgabe, die Entwicklung neuer 
Energieträger, zu schärfen.

2. Verzicht auf Wachstum

Begrenzung oder gar Reduzierung des Rohöl-
bedarfs bedeutet aber bei der gegenwärtigen 
Abhängigkeit vom Rohöl Verzicht auf Wirt-

schaftswachstum und damit zunächst Ali
schied vom überkommenen Wohlstandsder 
ken oder besser: Wohlstandssteigerungsder 
ken. Verzicht auf Wirtschaftswachstum er 
scheint auch heute noch vielen ungewöhn 
lieh, obwohl man damit eine Reihe von Prc 
blemen bewältigen könnte: Der Verteilung«
kampf zwischen den sozialen Gruppen würd 
entschärft, weil bei Nullwachstum die Ein
sicht dafür wachsen würde, daß man nich 
mehr verteilen kann, als produziert wird. Di 
sich von der Einkommensentwicklung ablei 
tenden inflationären Impulse würden entfal 
len. Für die Wirtschaftspolitik würde e 
leichter, den Preisauftrieb unter Kontrolle a 
bekommen.

Vermindern würde sich auch die Gefahr eine 
baldigen weltweiten Rohstoffverknappung
Der besorgniserregende Preisanstieg auf der 
Rohstoffmärkten (nicht nur beim Rohöl!) is 
eine erstes und ernstes Signal für eine weit 
weite Rohstoffkrise. Geringer würden auch 
die ökologischen Probleme. Jedes Prozent 
mehr Wachstum macht in den Industrielän-
dern zusätzliche, überproportional steigende
Investitionen zur Beseitigung von Umwelt-
schäden notwendig. Verzicht auf Wachstum
würde solche zusätzlichen Investitionen über-
flüssig machen, würde dazu führen, daß man 
diese Mittel für die Entwicklung neuer Ener-
gieträger und Produktionsstrukturen bereit-
stellen könnte.

Je mehr Industrieländer freiwillig auf eine 
Wachstumspolitik verzichten, um so günstiger 
auch die Möglichkeiten für die Entwicklungs-
länder, die Rohstoffressoucen für sich zu nut-
zen und damit die eigene wirtschaftliche Posi-
tion zu verbessern. Das wirtschaftliche Gefäl-
le zwischen Industrie- und Entwicklungslän-
dern würde nicht mehr, wie in den vergange-
nen Jahren, weiter zu-, sondern eher abneh-
men.

Der Verzicht auf Wirtschaftswachstum würde 
also preispolitische, ökologische und entwich 
lungspolitische Probleme entschärfen und 61 
ner weltweiten Rohstoffkrise vorbeugen.



Ein weiterer, für die wirtschaftliche Zukunft 
der Industrieländer entscheidender Vorteil 
käme hinzu. Verzicht auf Wachstum, Null-
wachstum, bedeutet ja keineswegs Stillstand, 
Stagnation, Verzicht auf technischen Fort-
schritt, Armut. Im Gegenteil: Verzicht auf 
Wachstum würde die notwendigen Antriebe 
freisetzen für neue Entwicklungen im kulturel-
len, technologischen und auch ökonomischen 
Bereich.

Der Club of Rome hat sich in dem Buch 
»Grenzen des Wachstums" eingehend dazu 
geäußert. Was nun den wirtschaftlichen und 
technologischen Bereich anbelangt: Während 
eine Wachstumspolitik, wie oben gezeigt, 
dazu beiträgt, überholte wirtschaftliche Struk-
turen zu zementieren, schafft Wachstumsver-
zicht die Möglichkeit für die genau entgegen-
gesetzte Entwicklung: Umstrukturierung der 
Produktionskapazitäten und der Industriepro-
dukte. Einige Wirtschaftszweige, wie die 
Elektrotechnik, würden wachsen, andere, wie 
etwa die Bauwirtschaft, schrumpfen. Energie-
verzehrende Produktionsmethoden könnten 
ersetzt werden durch energiesparende Pro-
duktionsmethoden; Energieverschwendung im 
Konsumbereich würde reduziert — z. B. Auto-
mobile mit hohem Benzinverbrauch würden 
vom Markt verschwinden —; aufwendige Ver-
packungen aus Kunststoffprodukten würden 
überflüssig.

Mit anderen Worten: Verzicht auf Wachstum 
könnte wieder dazu führen, daß man das in 
Vergessenheit geratene ökonomische Prinzip 
wieder stärker beachtet, das da lautet: mit 
gegebenen Mitteln einen maximalen Erfolg 
oder einen vorgegebenen „Erfolg", sprich ein 
bestimmtes Sozialprodukt, mit einem Mini-
mum an Aufwand zu erzielen, oder ganz kon-
kret: ein bestimmtes Sozialprodukt mit einer 
sinkenden Menge von Rohöleinfuhren zu er-
wirtschaften.

Verzicht auf Wachstum — dieser Vorschlag 
klingt, wie erwähnt, ungewöhnlich. Aber 
wenn man die Wirtschaftsgeschichte betrach-
tet, wird man feststellen, daß Wachstumspe-
rioden nicht die Regel, sondern eher die Aus-
nahme sind. Man wird feststellen, daß nicht 
so sehr das Wachstum der Motor des Fort-

schritts, insbesondere des technologischen 
Fortschritts ist, sondern eine Mangellage. 
Und wo Wachstum und technologischer Fort-
schritt gekoppelt waren wie in den sechziger 
Jahren, führten beide weg vom ökonomischen 
Prinzip, produzierte die Verschwendung eine 
Mangellage, die es notwendig erscheinen 
läßt, auf Technologien, die auf Verschwen-
dung konzipiert sind, zu verzichten und neue, 
bessere zu entwickeln.

Diese Aussagen erinnern an den vielzitierten 
und wenig glücklichen Spruch vom Krieg als 
„Vater aller Dinge". Bei genauerer Betrach-
tung zeigt sich indes, daß nicht der Krieg, 
sondern die durch Kriege erzeugten Mangel-
lagen zu technologischen Fortschritten führ-
ten. Um es noch einmal zu wiederholen: Je 
mehr Staaten dazu übergehen, die Rohstoffe, 
und unter ihnen insbesondere das Rohöl, als 
Mangelware zu begreifen und nicht als 
Ware, die man in beliebiger Menge bekommt, 
sofern man nur bereit ist, jeden Preis dafür zu 
zahlen, um so günstiger die Voraussetzungen 
dafür, daß die vom Club of Rome prophezeite 
Rohstoffkrise und der ökonomisch und ökolo-
gische weltweite Zusammenbruch nicht ein-
tritt; um so günstiger auch die Chancen dafür, 
daß anstelle des auf Energieverschwendung 
programmierten technischen und wirtschaftli-
chen Fortschritts energiesparender Fortschritt 
tritt.

3. Umschichtung der Produktionsmethoden 
und Warenströme durch pretiale Lenkung

Nun werden die oben geschilderten Prozesse 
nicht über Nacht und schon gar nicht im 
„Selbstlauf" eintreten, zumindest nicht in ab-
sehbarer Zeit. Es stellt sich deshalb die Frage, 
mit welchen Mitteln diese Prozesse eingelei-
tet und beschleunigt werden können. Soll der 
Staat etwa durch Investitionslenkung, durch 
Preis- und Lohnkontrollen, durch eine staat-
lich finanzierte Forschung, kurzum mit plan-
wirtschaftlichen Mitteln operieren oder die 
vielzitierten Kräfte des Marktes mobilisieren?

Nun, weder eine Planwirtschaft noch eine 
Planification nach französischem Muster noch 
die westdeutsche marktwirtschaftliche Tradi-



tion (siehe oben) scheinen geeignet, neue 
Wege zu markieren.

Es erscheint deshalb notwendig, in der Dis-
kussion über die Marktwirtschaft ideologi-
schen Ballast, der sich seit 1948 angesammelt 
hat, abzuwerfen, und die Marktwirtschaft 
nicht mehr als Wirtschaftssystem zu begrei-
fen, in dem bestimmte soziale Gruppen sich 
auf Kosten anderer zu bereichern versuchen, 
in dem steigende Umsätze und größere Markt-
anteile Hauptziele unternehmerischer Tätig-
keit sind, kurz: in dem Macht und nicht mehr 
Leistung belohnt wird, sondern als System 
mit genau umgekehrtem Vorzeichen, in dem 
nicht Macht (z. B. von Pressure groups oder 
in Form von Marktmacht), sondern die besse-
re Leistung zu höherem Erfolg verhilft.

Eine solche Umorientierung ist nicht von heu-
te auf morgen möglich, aber die Weichen da-
für könnten jetzt gestellt werden, und zwar 
auf dem Wege der Konjunktur-, der Steuer-
und vor allem der Preispolitik.

Zur Konjunkturpolitik: Es erscheint wenig 
sinnvoll, die Nachfrage in solchen Wirt-
schaftsbereichen zu erhalten oder gar zu bele-
ben, die sich auf die neue Energiesituation 
noch nicht eingestellt haben: z. B. die Auto-
mobilindustrie, die Bauwirtschaft, teilweise 
auch die Chemieindustrie (s. dazu Kapital 
II. 2.). Die Folge wäre strukturelle Arbeitslo-
sigkeit, wie man sie jetzt schon zum Teil ver-
zeichnet, freilich in vermehrtem Umfang. Um 
hier soziale Härten zu vermeiden, müßte 
überprüft werden, ob das jetzige System der 
sozialen Absicherung im Falle der Arbeitslo-
sigkeit ausreicht. Neu zu überdenken wäre in 
diesem Zusammenhang auch die Frage der 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf den Auto-
bahnpn und Landstraßen.

Zur Steuerpolitik: Insbesondere die Erfahrun-
gen, die man in den fünfziger Jahren sammeln 
konnte, zeigen, welche ökonomischen Prozes-
se mit Hilfe der Steuerpolitik ausgelöst wer-
den. Damals hat die steuerliche Begünstigung 
der Selbstfinanzierung unbestritten zum vielzi-
tierten „Wirtschaftswunder“ beigetragen (al-
lerdings auch zu einer ungerechten Vermö-
gensverteilung — eine Entwicklung, die man 
heute verhindern könnte).

Es wäre zu überlegen, ob man jetzt mit Hilfe 
von Steuervergünstigungen energiesparende 
Investitionen und/oder Investitionen zur Ent-
wicklung neuer Energieträger fördert etwa 
nach dem Muster der 7er Paragraphen des 
Einkommensteuergesetzes in den fünfziger Jah-
ren, mit denen Wohnungsbau, Schiffbau u. ä. 
gefördert wurde. Steuervergünstigungen bie-
ten sich insbesondere wiederum im Wohnungs-
bau an, und zwar für solche Bauten, in denen 
die Wärmeisolierung verbessert und neue, 
sparsamere Heizsysteme verwendet wurden. 
Das würde darüber hinaus dazu beitragen, die 
in diesem Bereich auftretenden Strukturschwie-
rigkeiten zu überwinden. Ähnliches wäre auch 
für d: Automobilindustire denkbar, etwa in 
Form von Steuervergünstigungen für die Ent-
wicklung von Elektromotoren. Man könnte auf 
dem Gebiet der Steuerpolitik sogar noch ei-
nen Schritt weiter gehen und Produktionsme-
thoden und die Produktion von Konsumgü-
tern, die auf Energieverschwendung konzi-
piert sind, steuerlich zu bestrafen. Insgesamt 
bietet also die Steuerpolitik ein erhebliches 
Arsenal von Möglichkeiten, auf marktwirt-
schaftlichem Wege Prozesse einzuleiten und 
Initiativen auszulösen, die dazu beitragen, die 
gegenwärtigen und zukünftigen Schwiergkei-
ten zu überwinden.

Beides, die Konjunkturpolitik und die Steuer-
politik, sollte letztlich aber nur die Ergänzung 
für Maßnahmen sein, die man mit dem in der 
Betriebslehre bekannten Begriff „pretiale Len-
kung“ umschreiben kann. Der Begriff wurde 
von Euge
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n Schmalenbach, einem der „Väter" 
der Betriebswirtschaftslehre, geprägt und be-
sagt, daß man mit dem (innerbetrieblichen! 
Preis, der von den betriebsexternen Preisen, 
also von den Einkaufspreisen abweichen 
kann, betriebsinterne Vorgänge lenken kann. 
Güter und Dienstleistungen werden auf einem 
innerbetrieblichen „Markt" zu Preisen ange-
boten, die sich auf Grund des Wettbewerbs 
der Betriebsteile, Kostenstellen und Abteilun-
gen um die Güter und Dienstleistungen bil-
den ).

35) S. Dr. Gablers Wirtschafts-Lexikon, Fischer Bü-
cherei.



Wie sähe nun die „pretiale Lenkung" auf 
volkswirtschaftlicher Ebene aus? Wenn oben 
festgestellt wurde, daß mit Hilfe der Steuer-
politik wirtschaftliche Aktivitäten ausgelöst 
- oder behindert — werden können, so gilt 
dies in weit größerem Umfange für die Preis-
politik. Das heißt nicht, daß der Staat, oder 
genauer: die wirtschaftspolitischen Entschei-
dungsträger des Staates alle Preise oder die 
Preise einer Reihe von Schlüsselprodukten 
festsetzen oder kontrollieren, sondern nur ei-
nen ganz bestimmten Preis, nämlich den für 
den Energieverbrauch. Die Preise für den 
Energieverbrauch würden also unabhängig 
von den Weltmarktpreisen auf die volkswirt-
schaftlichen Notwendigkeiten hin „ausgerich-
tet'.

Dies wäre freilich in großem Rahmen nur unter 
einer Voraussetzung möglich, die oben be-
reits beschrieben wurde: Notwendig ist die 
Errichtung eines nationalen Energiekonzerns 
(die ersten Schritte dafür wurden, wie schon 
dargelegt, eingeleitet), der den „Energie-
markt“ des Landes kontrolliert. In Teilberei-
chen könnte man jetzt schon damit einen An-
fang machen: beim Verbrauch von Elektrizi-
tät, deren Erzeugung ja bereits jetzt im we-
sentlichen Sache der Kommunen, also der öf-
fentlichen Hand, ist. Denkbar wäre hier eine 
genau umgekehrte Preispolitik, wie sie bisher 
betrieben wurde: Nicht Rabatte für Mengen-
verbrauch, sondernn gestaffelte, steigende 
Preise für den Mehrverbrauch.

Beim Verbrauch von Elektrizität ließe sich 
ein solches Preissystem noch relativ einfach 
einführen, weil hier die öffentliche Hand die 
Preise bestimmt. Schwieriger ist es bei den 
Preisen für Mineralöl und Mineralölproduk-
ten, weil hier noch die Preisführerschaft bei 
den privaten Mineralölkonzernen liegt. Deren 
Interesse besteht darin, möglichst viele Men-
gen zu möglichst hohen Preisen zu verkaufen. 
Das öffentliche Interesse aber gebietet im 
Idealfall den Verbrauch möglichst niedriger 
Mengen zu möglichst niedrigen Preisen. Das 
wurde bei Mineralölprodukten auf ein nach 
yerbrauch gestaffeltes Preissystem hinauslau-
fen, eine geradezu ideale Möglichkeit, so-
tiale und ökonomische Erfordernisse auf ei-

nen Nenner zu bringen: relativ niedrige Ben-
zin- und Heizölpreise für „lebensnotwendi-
gen" Grundbedarf, progressiv ansteigende 
Preise für Mehr- und Luxusbedarf. Ein sol-
ches vom Verbrauch her bestimmtes Preissy-
stem würde also den Bedürfnissen einkom-
mensschwacher Schichten Rechnung tragen 
und jene sozialen Gruppen zur Ader lassen, 
die auf Mehrverbrauch nicht glauben verzich-
ten zu können. Letztlich wäre ein solches Preis-
system geeignet, den privaten Verbrauch von 
Mineralölerzeugnissen zu drosseln. Ähnliches 
gilt für den industriellen Sektor. Gestaf-
felte Preise würden auch den Nachteil von 
staatlich fixierten Höchstpreisen verhindern, 
nämlich die Entstehung von grauen und 
schwarzen Märkten. Voraussetzung dafür ist, 
dieses sei noch einmal betont, daß ein staat-
lich kontrollierter Energiekonzern die Preis-
führerschaft übernimmt. Es hängt jetzt von 
den Aktivitäten der Bundesregierung — auch 
auf außenpolitischem Gebiet — ab, wie schnell 
oder wie langsam dies zu erreichen ist.

Ein System gestaffelter Preise auf dem Ener-
gie- und Rohölsektor unterscheidet sich in 
einem wesentlichen Punkt von der bisherigen 
„marktwirtschaftlichen" Preisbildung, ohne 
daß man es als „antimarktwirtschaftli
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ch" ein-
stufen könnte. Während bei der konventionel-
len Preisbildung der letzte, der Spitzenver-
brauch, das Preisgefüge beeinflußt ),  also zu 
hoher Verbrauch einzelner die Preise für alle 
in die Höhe treibt, für Energieverschwender 
ebenso wie den sparsamen Konsumenten, trifft 
ein gestaffeltes Preissystem nur diejenigen, die 
ihren Bedarf steigern.

Ein solches Preissystem entspricht also nicht 
den überkommenen Vorstellungen von 
Marktwirtschaft, erweist sich aber bei genau-
er Prüfung als Marktwirtschaft „in Potenz":

1. Es entspricht dem marktwirtschaftlichen 
Grundsatz, daß knapper werdende Güter teu-
rer werden, um die Nachfrage zu senken. Es 
unterscheidet sich vom herkömmlichen Preis-
system aber dadurch, daß nur diejenigen ei-
nen höheren Preis zahlen, die mehr verbrau-

36) Siehe dazu S. 33. 



chen, und nicht diejenigen, die sparsam wirt-
schaften.
2. Es entspricht dem marktwirtschaftlichen 
Grundsatz, daß die Preisentwicklung die Rich-
tung der Güterströme bestimmt. Dieses neue 
Preissystem wäre noch besser geeignet, die 
Güterströme in einer volkswirtschaftlich opti-
malen Weise zu kanalisieren, indem es nur 
dort die Güterströme umdirigiert, wo Ver-
schwendung beginnt.
3. Es entspricht dem marktwirtschaftlichen 
Grundsatz, daß Wettbewerb eine optimale 
Kombination der Produktionsfaktoren be-
wirkt. Anders aber und besser als mit dem 
jetzigen Preissystem entstünde bei dem hier 
vorgeschlagenen Verfahren nicht ein Wettbe-
werb um höhere Produktion, Umsätze und 
Marktanteile, sondern um sparsamen Ver-
brauch; dies einfach deshalb, weil Minderver-
brauch geringere Kosten und damit höheren 
Gewinn verspricht. Und die Aussicht auf hö-
heren Gewinn ist immer noch wirksamer An-
trieb zu höherer und besonderer Leistung. Im 

Konkurrenzkampf wird die Wettbewerbspo 
tion derjenigen Unternehmen gestärkt, d 
durch sparsamen Verbrauch Preisvorteile e
wirtschaften.

Die Vorteile eines solchen Systems nach Ve
brauchsmengen gestaffelter Preise liegen al:
auf der Hand. Nicht unproblematisch schei 
jedoch die praktische Verwirklichung.

Aber wenn es bisher möglich war, daß es f 
Mehrverbrauch Preisrabatte gab, müßte au 
der umgekehrte Weg möglich sein, nämli 
Preisaufschläge für Mehrverbrauch einzufü 
ren. Vielleicht ist diese Form der Preisgesta 
tung gemessen an den bisherigen Maßstäbe
zu „dirigistisch". Aber niemand kann behau, 
ten, daß damit die private Initative erdrosse
wird. Im Gegenteil: Hier besteht die Möglid 
keit, die Kongruenz von privatem Gewin 
streben und Gemeinwohl, die in der Theor 
der Marktwirtschaft immer vorausgesetzt, i 
der Praxis jedoch oft nicht erreicht wurd 
wieder herzustellen.

Zum Artikel „Systemveränderung auf dem Boden des Grundgesetzes — Gesellschafts-
reform als Prozeß umfassender Demokratisierung" von Fritz Vilmar weisen Verlag und 
Redaktion des „Deutschland-Magazins" darauf hin, daß dessen Bezeichnung als „rechts-
radikal“ bereits mehrmals gerichtlich untersagt worden ist.



Carl H. Lüders: Gedanken zur sowjetischen Entspannungspolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/74, S. 3—14

Der Verfasser behandelt die sowjetische Entspannungspolitik auf vier Ebenen:
1. Im Zusammenhang mit der deutschen Frage und der Teilung Berlins: Die Teilung 
Deutschlands ist für die Sowjetunion irreversibel, West-Berlin eine selbständige politi-
sche Einheit.
2. In Europa soll die bisherige Konfrontation durch weitgehende Entspannung abgelöst 
werden; dabei soll jedoch das Vorfeld in Ost- und Südost-Europa fest in sowjetischer 
Hand bleiben. Die Atlantische Gemeinschaft wie auch die Union Westeuropas finden 
keine Sympathie.
3. Die wirtschaftliche, technologische und wissenschaftliche Zusammenarbeit mit allen 
Industriestaaten der Erde, besonders mit den USA und Japan, wird für die Sowjetunion 
immer wichtiger; ohne eine weitgehende politische und militärische Entspannung ist die 
Kooperation mit diesen Staaten jedoch nicht zu erreichen.
4. Wichtigster Adressat sind die USA; die Sowjetunion ist ernsthaft bemüht, allen Ent-
wicklungen aus dem Wege zu gehen, die — wo auch immer — zu kriegerischen Ausein-
andersetzungen zwischen den beiden Supermächten führen könnten. Unter Wahrung 
ihrer politischen Grundpositionen versucht sie, vor allem auf wirtschaftlichem Gebiet, 
weitgehend mit den Vereinigten Staaten zusammenzuarbeiten, um das Interesse und das 
Potential der USA von China fernzuhalten und das Zusammengehen dieser beiden Staa-
ten zu verhindern.
Erste Priorität der sowjetischen Gesamtpolitik haben die Erfordernisse der äußeren und 
der inneren Sicherheit. Die Entspannungspolitik ist diesen Bereichen keineswegs über-
geordnet, denn Breshnjew und das Politbüro werden, wo vermeidliche Gefahren be-
stehen, immer den Belangen der Sicherheit Vorrang gewähren.
Die ideologische Auseinandersetzung mit den Kräften des Kapitalismus kennt hingegen 
keine Entspannung. Nach sowjetischer Vorstellung bewegen sich die zwischenstaatliche 
Entspannungspolitik und das innerstaatliche Ringen in den nicht-kommunistischen Län-
dern zwischen Gegnern und Fürsprechern des Marxismus in völlig getrennten Dimen-
sionen.

Klaus Hofmeier: Konjunkturpolitik im Zeichen der Energieverteuerung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21/74, S. 15—38

Die Energiekrise im Winter 1973/74 gilt zwar als überwunden, hat aber die wirtschafts-
politische Landschaft entscheidend verändert. Zunächst ist davon auszugehen, daß Rohöl 
auch in Zukunft knapp und teuer bleiben wird. Die Folgen der Energieverknappung 
konnte man in den Monaten des Olembargos bereits deutlich registrieren. Die Struktur-
krisen, die damals sichtbar wurden, besonders im Bereich der Bauwirtschaft und der Auto-
mobilindustrie, sind durch die jüngste Entwicklung zwar gemildert, aber nicht beseitigt 
worden. Das betrifft auch die Gefahr, daß sich strukturelle und konjunkturelle Probleme 
kumulieren. Währungs- und handelspolitische Probleme sind noch ungelöst. Niemand 
weiß genau, wo und wie die erdölproduzierenden Länder ihre Einnahmen aus dem Ol-
geschäft anlegen; der Hang zu dirigistischen Eingriffen in den internationalen Handel 
wächst. Darüber hinaus sind die Entwicklungsländer in einer schlechteren Position denn je. 
Es gab eine Reihe von Initiativen zur Überwindung der Energieprobleme, sowohl im 
Bereich der Diplomatie als auch im Bereich der Technologie, ohne daß man jetzt schon 
sagen könnte, daß diese Intiativen in absehbarer Zeit zu bemerkenswerten Erfolgen füh-
ren.
Die Bundesregierung hat sich für den marktwirtschaftlichen Weg entschieden. Ergebnis: 
Die mengenmäßige Versorgung mit Rohöl und Rohölprodukten konnte gesichert werden, 
ungelöst blieb das Preisproblem, hinzu kommt, daß der bisher beschrittene marktwirt-
schaftliche Weg unvermeidliche Strukturveränderungen in die Zukunft verlagert und die 
Nachfrage nach Rohöl nicht entscheidend senkt. Da diese Politik im Prinzip von allen 
westlichen Industrieländern betrieben wird, gibt es keine Sicherheit für stabile Rohöl-
preise und keine Sicherheit für eine reibungslose Versorgung. Weitere Energiekrisen mit 
sich verschärfenden Auswirkungen sind also nicht auszuschließen.
Man sollte sich deshalb jetzt schon darauf einstellen, daß die Rohölversorgung, wie über-
haupt die Rohstoffversorgung, immer schwieriger wird. In diesem Zusammenhang ist die 
Frage zu prüfen, ob es nicht zweckmäßig wäre, Schritte in die Wege zu leiten, die geeignet 
sind, die Olimporte zu begrenzen. In letzter Konsequenz würde dies Verzicht auf Wirt-
schaftswachstum bedeuten und Verzicht insbesondere auf eine Wirtschaftspolitik, die 
jene Wirtschaftsbereiche unterstützt, die sich auf die neue Energiesituation noch nicht 
eingestellt haben. Durch gezielte Maßnahmen in der Steuer- und Preispolitik wäre es 
darüber hinaus möglich, energiesparende Produktions- und Verbrauchsgewohnheiten 
herbeizuführen. Dies geht jedoch nicht ohne Dirigismus, z. B. in der Preisgestaltung 
im Energiebereich. Es können damit aber ökonomische Prozesse ausgelöst werden, die 
Meeignet sind, schneller als mit konventionellen marktwirtschaftlichen Methoden unver-
leidliche Strukturveränderungen auf der Grundlage des ökonomischen Prinzips einzu-
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